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I. Beschwörung dcö Burg- und Landrechtö.

^rt. 1 i72<>. Luccrn wünscht die Ernclicruug des Burg- und Landrechtö mit dem Abt von St. Gallen
>Kllt, oder daß dasselbe wenigstens für dicßmal nur von zwei Auögeschosscneu auö jeder Gegend an dem

erneuert und beschworen werde, an welchem auch ihre fürstliche Gnaden cö beschwören werden. Uebrigcnö
^ es die Meinung aus, daß Schwyz jetzt die Reihe treffe, einen Hauptmann nach Wyl zu setzen. Schwyz

friert. Msch 150 z 17 '») ß 2. 17Ä0. Den 16. Mai 17-10 beschwört Cölestin II., der neu cr-
Abt von St Gallen, in dem Kloster zu Rorschach vor den Gesandten der IV Schirmortc, die Hand

? Meßbuch haltend den Schirmbricf und reicht jedem Gesandten die Hand. Darauf werden auf dem
?^'MlgSplatz dem Volke im Beisein der Gesandten und dcö Abtes das Schirm- und Landrecht und der Eid
>lcseu, welchen dasselbe mit aufgehobenen Schwörfingcrn leistet. Glockengeläut-, Geschützcösalvcn.Auf

Weise wird zu Lommctschwyl, Goßau und Wyl die Huldigungeingenommen.Zu Wyl wird von Rath
^ Bürgerschaft der Eid geleistet, ohne daß von denselben ein Vorbehalt ihres 1492 erhaltenen FrcihcitSbriefcs

oder das Vcrlan'gcn gestellt wird, daß ihnen darum ein Revers zugestellt 'verde., möchte. «Der
enthält eine bis inS geringste Detail gehende Schilderung des Ccremomcls.jAbsch. 468.

^"M. ^ «on Sckwv, wurde das Burg- uud Laudrccht mit dem Abte und der alten Landschaft
"Ud ToaacnMn^aUr.ttvrtcn 17''0 deschworen. Der Abt macht sich anheischig, Schwyz für die zwei Jahre vom

Jn.n 172Y au^mcknet ^000 Gld. zu geben, wenn kein Hanptmann in Wyl residieren werde, mit Vorbehalt des Rechtes
Schwyz, einen Hanp.mann nach alter Gewohnheit zu setzen und residieren zu lassen.
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2. Landshauptmann zu Wyl.
». Verzeichniß der Landshauptleutc.

Art. 3. 172«. Schwyz. Balthasar Pfyl.
1722. Glarus. Fridolin Streifs.
1724. Zürich. Hans Kaspar Nüscheler.
172«. Lucern. Johann Ludwig Hartmann.
1728. Schwyz. Franz Anton Reding.
173«. Glarus. Johann Peter Zopfi.
1732. Zürich. Hans Rudolf Steiner.
1734. Lucern. Kaspar Leontius Zurgilgen.
173«. Schwyz. Joseph Leonhard Jnderbitzin.
1738. GlaruS. Johann Christian Steheli.
174«. Zürich. Hans Heinrich Fries.
1742. Luccrn. Franz Jakob Joseph Zurgilgen.

b. Landshauptmann Müller.

Art. 4. 1711. In Betreff der Landshauptmannschaftzu Wyl meldet Glarus, daß nach dem orde»^^.
Umgang die Katholischen seines Standes einen Hauptmanngewählt haben. Zürich und Bern erwidern/
sie wohl wissen, zu waS 1451 die ehemaligen Schirmorte sich versuchtet und wie es gekommen !^/ ^
sie einen Hauptmannals Repräsentanten der IV Schirmorte zu Wyl aufgestellt hätten. Da aber die ^ ,
des Abtes von St. Gallen an sie, die beiden Stände, gefallen seien und der Aarauerfriede bloS in Bczb - ^
auf die gemeinen Vogtcien Glarus in seinem Rechte unperturbicrt lasse, so könne ein solcher Rcpräsentü^^
IV Orte nicht mehr aufgestellt werden. Wolle aber GlaruS sich feierlich verpflichten, den Schirm dieser ' ^
über sich zu nehmen, so wollen beide Stände das anhören und zu Billigem Hand geben. GlaruS aber u ^
Ansicht, daß mit dem abgeänderten Status jener Lande die rcciprocicrlichcn Pflichten zwischen ihm ^
GotteShauSleutcnnicht aufhören, dringt darauf, daß man es seiner Rechte nicht beraube, und berichtet ^
fremdliche Sache" seinen Obern. Absch. 65, 8 3. jj 5. l 71 1 Bern schlägt vor, daß beide Stände, Zürich und ^
dem Herrn Müller, welcher von GlaruS zum Landshauptmann erwählt worden war, als Entschädigung ^
gehabte Kosten aus gutem Willen 16(1 Thaler für seine zwei Jahre geben sollen, daß er dann aber dalpU' ^
bleiben habe. Die Gesandtschaft Zürichs nimmt diesen Vorschlag all i-oka, oallum. Absch. 74, 8 9-
171«. Glarus spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern ihm an seinen Rechten und Emolu»U ^
auf welche es kraft des Burger- und Landrechts mit dem Abt von St. Gallen und dessen alter Lands^
Betreff der LandshauptmannstelleAnsprüche habe, keinen Eintrag thun werden. Zürich und Bern bezieh^ ^
auf den vorjährigen Abschied, erklären sich zu nichts verbunden, sind jedoch geneigt, dem erwählten Landd-^^
mann eine Ergetzlichkcit zukommen zu lassen. Glarus, dafür nicht instruiert, nimmt daö Angehörte be¬
llum. Absch. 83, zit. 7. 1717 Glarus erklärt, daß es mit den Vorschlägen Zürichs und
treffend den Schirm, wie sie dieselben 1715 gemacht, nicht einverstanden sei. Die Gesandtschaften
Stände nehmen die Sache all instrueullum. Absch. 106, 8 7. 8. 1717. Glarus wiederholt diese Erk u ^
und spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern dem von Glarus gewählten Landshauptmann ^
gehörigen Emolumentewerden zukommen lassen, da die GottcShauslcutc ihrer Eide und Pflichten geg^'
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Zulasse» worden seien; ferner das! ihm nach erfolgtem Friedensschlüsse mit dem Abte sowohl sein Burg-
^ ^ndrccht, welches es mit dem Stift St. Gallen habe, als das Landrccht im Toggenburg in Betrachtung werde

werden. Zürich und Bern erklaren, daß sie bei künftigem Friedensschlußnichts zu Präjudiz von GlaruS
»»hnien werden, berufen sich auf ihre frühern Erklärungen und wiederholen ihre Bereitwilligkeit,den gewählten

Hauptmann aus freiem Willen „mit einer Discretion anzusehen", jedoch ohne Conscqucnz. Glaruö referiert.
i»>>1()8, g g ^ g 1718. Glarus wiederholt sein Verlangen. Zur Erledigung dieser Sache wird den Obrigkeiten
geschlagen, entweder dem erwählten Landöhauptmann eine billige Ergctzlichkcitangedcihcn zu lassen oder dein¬

en bei nun hergestelltemFrieden die wieder hergestellte Landshauptmannschast auf zwei Jahre zu geben. Absch. 125,
^ !I W. 172«. Glarus verlangt von Zürich und Bern eine Entschädigungfür den nach Wyl von ihm ge-

'glten Landshauptmann und glaubt um so eher zu dieser Forderung berechtigt zu sein, als jetzt Schwyz diese

k besetzen soll und der Abt von St. Gallen dem zum Landshauptmann gewählten Müller die Emolumcntc
wahres als Entschädigung geben wolle. Zürich hält den gewählten Landshauptmann dadurch hinlänglich

"visiert und lehnt jede Entschädigung seinerseits ab, da weder es, noch Bern daran Schuld sei, daß Müller
" ^>nt nichr habe antreten können. Bcrnö Gesandtschaft ist ohne Instruction und referiert. Absch. l59, 8 21.
Iis. 1725. Glarus wiederholt sein Ansuchen. Absch. 171, § 7. ß IIb. 1721. Glaruö wiederholt sein

Lehren wegen Entschädigungzu Gunsten der Erben Müllers. Zürich ist der Ansicht, daß es dabei sein Bc-
haben sollte, da Landhofmcister Püntincr im Namen des Abtes die Emolumcntc eines Jahres ihm zu

^ SÄen versprochen und er keine Kosten des Ausritts u. s. w. halber gehabt habe, auch GlaruS die Prästanda, so
die landshauptmannlichenEmolumentc zu prästicrcn gehabt hätte, nichterfüllt habe. Absch. 178, § 21. ß

^722. Glaruö wiederholt sein Begehren. Zürich glaubt das Scinigc dadurch gcthan zu haben, daß es

^seiner Kehr zur Besetzung der Stelle während 1718 und 1719 verzichtet habe und dadurch die Veranlassung
. "^n st^ vaß der Abt den während des Krieges vertriebenenLandshauptmann von Luccrn sowohl, als den

'Glarus aus diesen Emolumcntcn entschädigte. Bern stellt den Erben Müllers 150 Thalcr zu. Absch. 193,

^ ^ !! 13. 1725. Glaruö wiederholt sein Begehren. Zürichs Gesandtschaft referiert. Absch. 203, 8 2. »1?24. Glarus wiederholt sein Ansuchen um Jndcmnisation der Wittwe des nach Wyl einst gewählten

-^vhauptmmms Müller, welcher sein Amt des Krieges wegen nicht antreten konnte. Zürich stellt eine solche
^ Aussicht und referiert. Absch. 216, 8 4. ß 15. 1724. Zürich wird von Glarus nochmals um

^ ^"'isation der in bedaucrungswürdigcmZustande sich befindenden Erben des einst nach Wyl erwählten Lands-
"ptincums Müller angesprochen. Zürich will das Ansuchen nicht abschlagen, die Sache aber bis auf ihre
""NgcstM bleiben lassen. Absch. 221, 8 31. ß 16. 1725. GlaruS wiederholt sein Ansuchen an Zürich;

s^"^"»sl sich beiderseits auf die frühem Erklärungen. Absch. 229, 8 3. ß 17. 1725. Glarus wiederholt
l ' ^»suchen. Absch. 234, 8 41. » 18. 172«. GlaruS wiederholt sein Ansuchen nochmals.Zürich erwidert,

hj Differenz ihre Berichtigung wohl finden werde, wenn andere mit dem Stande Glarus noch schwebende

hjx äu einem erwünschten Ende kommen würden. Absch. 219, 8 22. ß 19. 1727. GlaruS und Zürich

z ^726. Absch. 266, 8 16. ß 20. 1728. Ebenso. Absch. 284, 8 27. ß 21. 17;;«. Ebenso. Absch. 315,
T -' Ü 22. 1752. Ebenso. Absch. 313, 8 3. ß 23. 1752. Glarus wiederholt sein Ansuchen. Zürichs
z.^''dtschast, ohne Instruction, referiert. Absch. 335, 8 18. ß 24. 1755. Nochmals. Absch. 357, 8 23. »

Die zürcherische Gesandtschaft ist ohne Instruction. Absch. 377, 8 19. ß 26. 1755.

z ^'»als. Die zürcherische Gesandtschaft will der Wittwe Müller Anliegen zu Hause empfehlen. Absch. 395,^ 27. 175«. GlaruS wiederholt sein Ansuchen. Die zürcherischeGesandtschaft antwortet, daß ihre
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gn. Herren und Obcrn der Wittwe Müllers 150 Thaler verordnet haben, wofür die glarnerische GesandtjV

frcundeidgcnössisch dankt. Absch. 410, 8 16.

o. Residenz des Landshauptinanns.

Art. 28. 1723. In Folge des Abschieds von 1720 fragt Zürich bei Anlaß der Wahl eines Landshw^

mannes an, ob wegen dessen Besoldung etwas abzureden sei, und ob man den Hauptmann nach Wyl schicken

um daftlbst zu residieren, oder ob er zu Hause bleiben und nur, wenn der Abt oder die Orte es nöthig finden,

Abtes Lande gehen soll. Zürich aber ist der Ansicht, daß derselbe in den abt-sanctgallischcn Landen residieren u»d^
der Abt das jeweilige LandshauptmannshauS zu Wyl herstellen und mir Möbeln versehen lassen oder, wen»

Gewählte ohne Familie käme, ihm in der Pfalz zu Wyl eine Wohnung einräumen solle. Ucbrigcnö siabe cs ^

Abschiede von 1720 und den Tractatcn von 1490, 1597 und 1680 zu bleiben. Der Gesandte des Abts

ebenfalls, daß der Landshauptmann in des AbtcS Landen residiere und verspricht die Herstellung des Law

hauptmannöhauses; die Aufnahme in der Pfalz sagt er nicht zu. Wolle aber ein Ort seinen Hauptin"»^
Hause behalten, doch so, daß er ans des Abtes Verlangen jeweilcn erscheine, so werde demselben alles

dem HauptmannSbriefe und dessen Erläuterungen in allen Treuen zukommen. Das alles nehmen die Ges^

ack iuslruonclum auf nächste Zusammenkunft der Schirmortc. Absch. 207, 8 46. 29. 1730. Glarus

das Ansuchen, es möchte dem von ihm nach Wyl erwählten Landshauptmann Johann Peter Zopfi, des

von Glarns, gestattet werden, nicht zu Wyl zu residieren. Glarus wird ersucht, denselben dahin zu vcr»»'^

daß er in Wyl residiere; läßt sich derselbe nicht bewegen, so soll ihm, jedoch ohne Conscquenz, gestattet st^
Glarus zu bleiben, da der Abt dessen zufrieden sei. In Zukunft aber soll ein jeweiliger Landshaupbw

zu Wyl residieren. Absch. 312, 8 40.

3. Beschwerden der Stadt Wyl.

St.

Gallen. Es wird beschlossen, den von der Stadt Wyl eingegebenen Aufsaß dem Abt von St. Gallen

senden und zuzuwarten, bis Zürich des Geschäftes halber mehrere Anregung thue. Die Beschwerden bei ^

aus 7 Hauptpunctcn und 70 „sonderlichen". Absch. 348, 8 5. ß 31. 1733. Es wird zur Beilegung

Differenzen eine Confercnz der IV Schirmorte zu Rorschach abgehalten. Nachdem durch den

Wyl und den Landschreiber des Thurgaus dem in Rorschach anwesenden Fürsten die Ankunft der

der IV Schirmorte gemeldet und daö Bcwillkonunungscompliment des Fürsten höflichst verdankt worden ^

erklärt derselbe, daß er seinen Entschluß, persönlich in der Sitzung zu erscheinen, geändert habe, um der

ichlcunigung der Geschäfte nicht hinderlich zu sein. Es werden die Abgeordneten beider Theile vor die

beschieden. Die Deputierten des Abtes fragen, ob diejenigen von Wyl nicht nur vom kleinen und vom lss ^

Nalhc, sondern auch von der Burgerschaft bevollmächtigt seien. Aus die Antwort derer von Wyl, daß P » .

Art. 30. 1732. Auf der Conferenz zu Luccrn eröffnen die Gesandten Lucerns denjenigen von

die ihnen sowohl mündlich als schriftlich zugegangenen Beschwerden der Stadt Wyl gegen den Abt vo»

einen Befehl, aber keine Vollmacht besäßen, eine solche aber früher in den Orten vorgewiesen hätten, ftr»^.. .

es bisher nicht Gewohnheit gewesen sei, die Burgerschaft wegen dieser Dinge zu versammeln, wird bei ) ^
daß die Deputierten nach Wyl zurückkehren und Vollmacht nicht nur vom kleinen und vom großen Rathe,

auch von der Bürgerschaft einholen sollen. Vor ihrer Abreise verlangen sie aber noch, daß die

welche zwar Bürger von Wyl, aber mit bcsondern Eiden dem fürstlichen Stifte St. Gallen verbünde» ^

zur Burgerversammlung nicht zuzulassen seien, während die sanctgallischen Deputierten erklären, daß »»
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^Uger Uebung die Pfalzräthc dicscn Versammlungen beigewohnt hätten, aber vorher ihres Amtseidcs entlassen

"'"Wen wären. Endlich verstehen sie sich dazu, daß sie die Pfalzräthc, wenil sie ihres AmtScidcs entlassen werden,

"^bst ermahnen wollen, der Versammlung nicht beizuwohnen, ihnen aber in Beziehung auf ihre bürgerlichen

^chte Willen lassen. Auf dieses hin reisen die Deputierten der Stadt Wyl ab und bringen

wie Vollmacht zurück. Diese, so wie die der fürstlich-sanctgallischcn Deputierten wird verlesen. Da aber

^ csste als nicht conform den in den Schirmorten eingegebenen Crcditiven erfunden worden und in derselben

Ichvn gewisse Bedingungen enthalten und vorgeschrieben sind, wie man die Sachen behandeln solle, so wird

Deputierten angezeigt, daß sie eine unlimitierte und anständigere Vollmacht beizubringen haben und ihnen

^ unanständige Aufführung vorgehalten. — Die Deputierten kehren mit einem „Gewaltsschcinc" zurück,

welcher in gehöriger Form erfunden wird. Da aber die Instructionen der Gesandten nicht gleichlautend sind

""b die Landsgcmcindcn bevorstehen, welchen einige der Gesandten beiwohnen müssen, wird mit Zustimmung deö

Arsten von St. Gallen die Confcrenz unter Ratificationövorbehalt aus den 27. Mai vertagt; zugleich wird

W Deputierten von Wyl noch angezeigt, daß, insofern sie noch mehr Bcschwcrdcpunctc hätten, sie dieselben noch

^gebcn sollten. Sie geben deren noch eine Anzahl ein. Da ihnen aber die Gesandten vergönnen wollen,

später noch welche einzugeben, sprechen die Deputierten des AbtS nachdrücklich den Wunsch auö, es möchten

^ütcr keine mehr angenommen werden, worin die Gesandten ihnen willfahren.

Am 27. Mai 1733 wird, wie früher, dem Fürsten die Ankunft der Gesandten notificicrt. Nachdem die

stierten von Wyl gegen die Anwesenheit deö Landshauptmanns bei den Sitzungen und namentlich

dessen Entscheid bei innestchcnden Stimmen crcipiert, die Gesandten aber die Erception gegen die

"Wesenheit desselben und die von ihm gehaltene Umfrage in den Sitzungen für unstatthaft erklärt hatten, die

aber, ob er bei inncstehcnden Stimmen die Entscheidung geben soll, zu behandeln auf den eintretenden

verschoben worden war, wird das Klaglibcll mit den Belegen verlesen. Die Instructionen der Gesandten

auf „umicablc Composition". Die Deputierten von Wyl verstehen sich dazu und wollen die Sache

gütlichen Ausspruch und zwar zu beschlossener Hand" überlassen; die sanctgallischen hingegen haben die

. ^tructivn, bei dem zu bleiben, was in den Orten eröffnet worden, und was in ihrer Vollmacht enthalten sei.

solchen Umständeil wird auf gemachten Rechtssatz der Parteien von Punct zu Punct folgendes rechtliche

^leil gejM — Hanptbeschwerdc I. betreffend das vom Stift St. Gallen angesprochene absolute und un-
^bztc univlzrsalv im;x;riuiu ot torritmialo impviium über Wyl. In Beziehung darauf wird gesprochen:

last der DonationS- und anderer Instrumente, der von den Schirmortcn von Zeit zu Zeit errichteten Sprüche

^ Verträge soll ein jeweiliger Fürst und gemeines Capitel zu st. Gallen der rechte, wahre, natürliche, einige
w- und Landesherr über die Stadt Wyl und deren Einwohner sein und heißen, folglich auch bei aller

^"it, Herrlichkeit, obrigkeitlicher Gewalt, Disposition und Ansehen ohne einigen Eingriff oder Ansprache

^^^n; »sie hinwiederum auch die Stadt Wyl bei den Rechten, welche sie laut Sprüchen und Verträgen
. ' bei ihren Gerechtigkeiten, rechtmäßigen Ucbungen und guten Gewohnheiten ruhig und ungckränkt ge-

und darwidcr nicht beschwert werden soll. Spoomlia. 1. Dem Abte und Capitel sollen die landherr-

Marchungcn allein zudicncn und gehören; wird aber die Marckung der „Eschen" der Stadt Wyl

genommen, so sollen dann die von Wyl auch dazu berufen werden. 2 und Des freien Zugs halber

w"u es lediglich beim Inhalt der Verträge bewenden dergestalt, daß die von Wyl bei dem freien Zug

^ )"bt und geschirmt bleiben sollen, jedoch in der Meinung, daß diejenigen, so fällig sich befinden, die

"ssu»g heim sürstlichen Stifte auswirken, widrigenfalls das Stift bei dem nachjagenden Recht vcr-
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bleiben und von daher die gehörigen Attestate! nehmen solle, jedoch daß der Stadt nicht benommen st^

Gcburtö- und Wohlverhaltungöschcine zu crtheilen. Ä. Weil dem Fürsten und dein Gotteshaus St. Gal^'

alle LandeShcrrlichkcit und alle hohen Regalien zuständig sind, worunter das Mannschaftsrccht cbenst'^

begriffen ist, und die von Wyl vermöge der Documcnte, Verträge, des Schirmbricfs von 115t, des

mannsbriefs von 1179 und der 1199 gemachten Erläuterung in kriegerischen Zufallenheitcn in ihren cigc»^

Kosten dem Fürsten zuziehen müssen, so läßt man es des Mannschaftsrcchtcs halber lediglich dabei bcwcn^

so daß Fürst und Gotteshaus hierin bestens geschützt und geschirmt sein sollen. Da nun aber der Fürst ^

angeborener Clemcnz und auf der Gesandten Fürwort die landesherrliche Verfügung gcthan, daß denen

Wyl innerhalb vier Monaten 18,009 Gld. zu ihrer Erquickung sals Entschädigung für die im Kriege von

gehabten Kostens zu Händen gestellt werden sollen, so soll diese Summe durch den Statthalter zu Wyl

Zuziehung des Landshauptmanns nach Anweisung der gutgeheißenen Titel vcrthcilt und jedem, so viel cö bellst^

zugestellt werden und damit dieses Geschäft seine völlige Endschaft haben, 3. Der Jurisdiction über die

schaftshäuser halber soll cS bei dem zwischen dem fürstlichen Stift St. Gallen und denen von Wyl 1723 dck

wegen errichteten Vergleich sein Verbleiben haben, t». Die Zulassung oder Abweisung der Marktschreier, Gau^'

Bärentänzer u. s. w. soll von dem Statthaltcreiamt Wyl abhangen. — Hauptbcsch werde II-, darüber na»"'

daß das Stift St. Gallen ein jus pr-veminens oder universal« der Wcltlichkcit zu Wyl anspreche undbehattp

daß die zu Wyl alle ihre Rechte nicht durch Gewohnheiten, sondern allein durch Brief und Siegel zu benutz"

haben; daß der Fürst und das Capitel denen von Wyl wegen ihrer Rechte, Freiheiten und Gcrcchtijffs^

über den großen Vertrag von 1192 bei Würden und Ehren nicht verbunden seien, und daß die von Mst ^

auf keine andern Gewohnheiten, als die in selbigem Vertrag ausdrücklich enthalten seien, bezichen kön»t'^

daß ihre Rechte, Freiheiten und Gerechtigkeiten nichts anderes, als des Gotteshauses Gnaden, und ihre Gcw»^

hellen nichts anderes, als dessen Indult« und gütliche Zulassung seien, welche ihnen vom Gotteshaus Mt»'

mit oder ohne Ursache entzogen werden könnten. — Da diese Beschwerde mit der ersten Hauptbeschwcrde ^

wandt ist, so soll auch für diese ebendieselbe Erkanntniß Geltung haben. Specisliu. 1. 2. Der Fürst h^ '

Ober- und Landesherr die Befugniß, so oft er findet, daß von denen zu Wyl wider Sprüche und Vertt"^'

wider Regiments- und Polizciordnung gehandelt wird, nach Anweisung des Vertrags von 1959 Art. 29, ^

selben durch Regimentsreccß zu ermahnen, daß sie denselben nachkommen. !. Die jährliche RcgimentSbcsetzung ^ '

wie bisher, auf die Zeit des neuen Jahrs festgestellt. Wird aber in der Zwischenzeit eine Rathsstellc erlciW'

so soll dieselbe, um dem verderblichen Practicicren und andern Unordnungen vorzubeugen, gerade Tags d«r>

wieder besetzt und die Wahl gewohnter Maßen vorgenommen werden. Streitigkeiten wegen der Kirchs

stühle sollen denen von Wyl zu bcurtheilen ferner überlassen werden, jedoch mit Vorbehalt der Appc^'^
3. Die svllleutiw sinxulai-es in Rceurs- und Appcllationssachcn sollen in andern Fällen vor dem Richter

Regal ausmachen, sondern selbigem lediglich überlassen sein, nach den sich ereignenden Umständen

was Recht sein wird, zu sprechen. <». Der Formalitäten halber bei Errichtung der Testamente läßt

lediglich bei der Wegwcisung des Erbrechts bewenden; wollte aber jemand davon abweichen, so s»9 rr ^
Confirmation bei Jhro fürstlichen Gnaden holen oder bei demjenigen auszuwirken suchen, welchem sic

dazu geben werden. 7. Die Beschwerde, daß das Stift St. Gallen seine vermeintlichen Rechte durch

fürstliche Dccretc wider die von Wyl zu verfechten angefangen habe, findet seine Erledigung in dem ^

über Hauptbeychwerde I, Spoeiolia 2 und 3. 8. Der Recurö an die IV Schirmorte soll denen von

Vorfallcnheitcn nicht benommen sein, sondern es bleibt dcßwegen bei dem Schirmbrics, den Sprüchen und
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^gen. «» und 10. In Ansehung des Verfällens der Strafbaren in gesetzte und ungesctzte Bußen bleibt es

^ der 1KZ5 gemachten und durch den im Vertrag von 1650 enthaltenen Bestätigung; auch sollen die von

sich keine Begnadigung anmaßen. 11. 12. Die Beschwerde derer von Wyl, daß das Stift St. Gallen

^ Stadt Wyl Rathsprotocoll wegen eines von Schultheiß und Rath ausgestellten GcburtöattestatS annulliert

^be, uud daß es denjenigen, welche sich zur Aufrechtcrhaltung der Rechte der Stadt Wyl gebrauchen lassen,

^Strafe drohe, findet in dem Spruche Hauptbcschwcrdc I, Spcoislis 2 und 3 ihre Erledigung. —

Hauptbeschwcrde Hl. daß daS Stift St. Gallen die alleinige Obrigkeit zu Wyl in der Stadt zu sein und

alleinige Botmäßigkeit und obrigkeitliche Gewalt also zu haben vermeine, daß die von Wyl ihre Jurisdiction

Bictung- und Büßungsgcwalt bloS aus Gnaden von dem Gotteshaus St. Gallen haben, und daß deß-

Schultheiß und Räth alljährlich ihr Regiment nach allen Punctcn und Artikeln von selbigem Gottes-

!>aus entlehnen müssen — diese Beschwerde fällt unter den Spruch über die Hauptbeschwerde I. — Specialis 1.

^ Bot und Verbot zu errichten und zu verkünden seien, gicbt der Vertrag von 1650 Art. 4 vollständige An¬

fang. I. Der Rcccsse wegen, durch welche das Stift St. Gallen Schultheiß und Stadtrath wegen der

kPmcntsverwaltung zu korrigieren sich angeblich anmaße, bleibt eS bei dem Spruche über Hauptbcschwcrdell.

l'veialm j 2. ». In Betreff der Abänderung des für die Rathöwahlcn bestimmten Tages bleibt es bei dem

Bruche über Hauptbcschwcrdc H. Spoe. 3. Ä. Weil der Vorschlag zu der jährlichen Rcgimcntsbcsetzung,

bei außerordentlichen Vacanzcn vom Fürsten abhangt, so soll es dicßfalls beim Alten verbleiben nach Inhalt

^ Vertrags von 1492 und der Erläuterung von 1502. 3 uud 0. Die Bestrafung der Kirchcnfrcfcl ist

k"en von Wyl laut RegimcntSrcccß von 1728 Art. 10 vom Fürsten überlassen, und dabei soll es auch ver-

.^bcn, jedoch mit Vorbehalt des RccurscS und der Appellation an den Fürsten. Die daher fallenden Bußen

zur Kirchcnfabrik angewendet werden. 7. Weil die von Wyl in der Posscssion der Gewalt stehen, „die

^sirtägbrüche abzustrafen", so läßt man cö dabei bewenden, doch mit Vorbehalt der Appellation an den Fürsten

^ dessen Dispcnsationsrechtcs. 8. Wie es mit Abstrafung der Fehlbarcn gehalten »Verden soll, darüber ist

Hauptbcschwcrdc II. Spvc. 9 und 10 gesprochen. 0. Der Hofammann soll nach bisheriger Ucbung und der

Lohnten AusstandSordnung in Anvcrwandtschaftssachcn vom Rathe ausstehen, der Statthalter aber in solchem

einen Vicarius zu substituieren befugt sciu; im Ucbrigcn soll sich der Hofammann durchweg nach seinem
Falle

^de aufführen. 10. Die Hoheit, Herrlichkeit, obrigkeitliche Gewalt, Disposition und Judicatur über den

.^t eignet der Vertrag von 1650 Art. 20 dem Fürsten zu; dabei soll cö verbleiben; denen von Wyl aber

^e>» djx Vergleich von 1472 zugestandenen Nutzungen ohne Abbruch beibehalten werden. 11. Die Büßen¬

de sollen ungefährlich auf bestimmte Zeit nach alter Hebung gehalten und ohne Roth nicht aufgeschoben werden.

Dem Fürsten steht zu, in der Kirche zu Wyl für die Auöleute Particular-Mandate, Bot und Verbot zu

^"ndcn und anzulegen; der Stadtmandatc halber ist Hauptbcschwcrdc III, Spec. 1. Verfügung getroffen.

^Hauptbcschwcrdc IV. DaS Hochgericht, der Blutbann und das Malcfiz gehören dem Fürsten allein
dabei soll nach den Verträge»? verfahren »verde». Auch der Gefangcnnchmung, Bcurtheiluug und Hin-

Mung ^ AuSleutc halber bleibt es bei dem Vertrage von 1502 Art. 3. Spccislis. 1 und 2. Die Judi-

und Jurisdiction über des Scharfrichters Person und Haus soll lediglich dem Fürsten zugchvrcn. i! Wenn

^ ^aininatorcn in Criminalsachen Ertrabcmühungcn haben, sollen sie sich ihrer Belohnung halber beim jcwci-

Statthalter melden. A. Zu Bestellung eines Vogts des Reichs kann der Fürst mit freier Wahl nach dem

^H^leich von 1502 verfahren; jedoch hat man das Zutrauen, daß er die von Wyl mit Annchmung Fremder,

^)t geborene Eidgenossen sind, verschonen »verde. 3. In Ansehung der Gefangennchmung, Eraminicrung und



1304 Stift St, Gallen.

Bcurtheilung der Criminalpersoncnin dcr Stadt Wyl „Eschen" soll cS lediglich beim Vertrag von 1502 Art. 3 pcd
bleiben. 1». 7. 8. Den Malefizrichtcrn soll nach dem alten Herkommen und zu gewohnter Zeit in das Malcfi; ^
boten werden; die Reichstage aber sind beförderlich zu halten und der ReichSvogt hat dabei nach den Verträgen
aufzuführen. K. Wegen Verfolgung verdächtiger Leute in dcr Stadt Wyl Gerichten soll cS bei dem Spruche üi'N
Hauptbeschwerde IV. Spee. 5 sein Bewenden haben, Itt Dem Rcichsvogt soll obliegen bei malcfizisä?^
Erecutioncn so viel als möglich zu verhüten, daß dcr Anstößer Güter beschädigt werden. II. DaS

gcricht soll, wenn es nöthig ist, repariert werden. — Hauptbcschwerdc V. Wie die das wylischc Stadtws^
ansehenden Mandata, Satz- und andere Ordnungen zu errichten seien, ist oben Hauptbeschwcrde III.
erledigt. Specialis I. und 2. DaS Recht, über die Vcrlassenschaft der zu Wyl sterbenden Hintcrsäßcn eine ^
zugsordnung zu errichten, soll dem Fürsten allein zudiencn; dcr Abzug selber aber soll vermöge fürstlicher^
willigung dem Spital gehören, tl. In Betreff dcr Disposition über die Kirchcnstühlcbleibt es bei dem Sp^
über Hauptbeschwerde II. Spoc. 4. 4l. Wegen Acufnung dcS Markts und Abschaffung von Mißbraucht
können die von Wyl sich bei dem Statthalterciamt gebührendmelden. S und <i. Das Recht an Sonn- ^
Feiertagen zu dispensieren und das Recht, Handwerksordnungenzu machen, soll dem Fürsten allein zudicut
7. Dcr Fürst soll als Ober- und Landesherr befugt sein, wenn in der Kinderzucht,Polizciordnung und dV
Mangel oder Unordnung sich zeigt, die von Wyl landsvätcrlich zu ermahum. 8. Dem Hofammann
sowohl die ordentlichen, als außerordentlichenRathötage angezeigt werden, er aber dabei seines Aussteht
oder Wcgbleibens halber nach dem Inhalt des Vertrags von 1650 Art. 11 gehalten werden. II
Bewilligung dcr Comödicn, Fastnachtspicle, Marktschreierund Bärentänzer siehe Hauptbeschwcrde I- ^
6. 10. Die von denen von Wyl früher selbst verlangte Ordnung, nach welcher ein neuer RathSinau»

Ergänzung des Zeughauses 25 Gld. erlegen müsse, soll ferner ohne Weigerung beobachtet werden. H ^
vcrburgertcn Pfalzräthc sollen sich nach Sprüchen und Verträgen verhalten; sollten sie jedoch im Namen ^
Fürsten die Stadt Wyl crmahnen, so soll das ihnen nicht so ausgedeutet werden, als hätten sie sich n'idcr

Sradt brauchen lassen. — Hauptbeschwcrde VI., darin bestehend, daß dcr Fürst im fürstlichen Hofe zu ^
aus fremden und heimischen Leuten einen Rath errichte und demselben die dem Rathe der Stadt Wyl ZUiff
rigcn Rechte und Jurisdiction beilege, d. h. den wylischcn Stadtrath in einen fürstlichen Hosrath umwuu
Specialis 1. Dein Fürsten soll freistehen, wen und wie viele er will zu Pfalzräthen anzunehmen,jedoch daß
selben den Sprüchen nnd Verträgen gemäß sich aufführen. 2. Der Stadtmandatcn und anhangenden

gen halber läßt man es beim Vertrag von 1492 Art. 17 bewenden. II. Weil die Eidesformel, welche ^
dahin der Großweibcl gebrauchthat, allem Fürschung thut, was seine Pflichten sowohl gegen den Fürsten,
gegen die Stadt erfordern, so soll es genug sein, wenn er den Eid zu Händen des Fürsten auf bisher .
Weise ablegt. 4l. Die Bestellung dcr Gcmeindeamtsvcrwaltcr, Gcmeindclchenleutc,Zolldicncr, Nachtwu)

u. s. w. soll nach dcr bisherigen Ucbung geschehen.3. Die Beschwerde, daß die Testamente von fürstlichen ^
räthcn mit AusschlußdcS Stadtraths confirmicrtwerden sollen, ist durch Hauptbeschwcrde II- 8p<w- 6^
digt. Ii. Daß den Pfalzräthen anständige Kirchenörter angewiesenwerden, darüber sich zu vereinbaren übet ^
man beiden Theilen. 7. Die Honoranzen oder Präsenzen von den neuen RathSwahlcn sollen entweder ip
abgestellt oder allen Pfalzräthen verabfolgt werden. 8. Der Tavernen und dcr daraus fließenden
nung und deren Disposition halber bleibt es bei dem Vertrag von 1650 Art. 16. — i». Wie Bot und
Satzungen und Ordnungen zu errichten sind, darüber ist Hauptbeschwcrde III. Spoc. 1. gesprochen,
Gcmcindeamtsvcrwaltungen halber bleibt es bei dem Spruche über HauptbeschwerdeVI. Spoc. 4.
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den Inquisitionen der Auslcute zu brauchen ist, ist Hauptbeschwcrde IV. 8pvo. 5 gesagt. 12 Wenn der

^fanunann zugleich zu einem Reichövogt bestellt würde, soll die Klägerstclle im Blutgcricht an feiner i^tatt

b"rch einen Pfalzrath versehen werden. 1t I» Betreff der Vicarien des Hofammanns bleibt cS bei der

Huuptbcschwcrde III. 8pve. 9 gegebenen Bestimmung. I I Wenn die Pfalzräthe außerhalb des fürstlichen

H°Ü's etwas verfehlen, so sollen sie wie andere Bürger dem Gcrichtszwangc der Stadt Wyl um die Vertrags-

"^ige Buße unterworfen sein. IS. Die Abschriften der in dem Hof Wyl gemeinsam geschehenden Verhand¬

ln sollen der Stadt Wyl nach dem eigenen Anerbieten von St. Gallen mitgethcilt werden, oder es soll der

ltschreiber beiwohnen dürfen. — Haupt beschwer de VII., darin bestehend, daß das Stift St. Gallen

du zu Wyl von den sogenannten sanctgallischcn GottcshauSlcutcn für nicht verschieden halte und der Ansicht

"IS seien sie gleichen Herkommens, Rechtens, in gleicher Untcrthänigkcit und Schuldigkeit gegen das Gottes-

l St. Gallen. Uebcr diese Verhältnisse spricht sich der Spruch über Hauptbeschwcrde I. vollständig auö.

lialig. 1. In Ansehung der das ganze Land berührenden Mandate und Ordnungen wird auf Hauptbc-

lrde Iii. Spee. 1 verwiesen. 2. In Beziehung auf eine gemeine Landcsrcgel für den Abzug fremder

lrgescsse„xn" Mittel soll es bei dem Spruche über Hauptbeschwcrde V. 8poo. 2 bleiben, tt. der MarktS-

""d Gewcrbssachcn halber bei dem über Hauptbcschwerdc V. Speo. 4. wegen der Handwcrköordnun-

bei dem über Hauptbeschwcrde V. Spoc. 6. — Später als obige Beschwerden wurden noch andere eingegeben,

le folgendermaßen erledigt werden. 5l'°o. 1. Auf die Beschwerde, vaß das Stift von St. Gallen denen

Wyl wegen der Thür die richterliche Hülfe versagt habe, wird geantwortet, daß das daher rühre, weil sie

dem »ach Hof deßwcgen erlassenen Schreiben die gewöhnliche Unterschrift abgeändert hätten. Sic werden

l angewiesen, künftig auf gewohnte Weise ihre Untcrthänigkcit zu bezeugen. 2. Auf die Beschwerde, daß

Stift denen von Wyl den mit der Stadt Rappcrschwyl errichteten Vertrag wegen dcS Abzugs aufheben

l wird geantwortet, daß, wenn sie mit andern eidgenössischen Städten und Orten des Abzugs halber Vcr-

°""""issc schließen wollen, dieß nicht anders als mit Vorwisscn und Einwilligung des fürstlichen Stifts St. Gal-

iu geschehen habe. t! und äl. Die von Wyl beschweren sich, daß das Stift St. Gallen die Vcrlassenschaft

. in der Stadt seßhaften Herrn Brunctz außerhalb der Stavt Gerichte habe verganten lassen; ferner fordern

!Ü Fürsten die Bezahlung der wegen Brunetz (des wider Protestatio« eingesetzten Rcichsvogts) gemachten

^ldcn. Darauf wird gesprochen, daß fortan die Vergantuug der Güternach dem Gantrecht und nach altem Brauch

genommen werden soll, unv daß es bei dem, was wegen der brunetzischcn Gant vorgegangen sei, sein

"""den haben soll. S^Auf die Beschwerde, daß das Stift wider alten Gebrauch die Hinterlassenschaft der

!" Zielen und Märchen der Stadt Wyl sitzenden Geistlichen beschließe und vcrtheilc, erfolgt der Spruch,

^ die Obsignation der Vcrlassenschaft der innerhalb der Stadt Zielen und Eschen sitzenden Geistlichen dem

allein zudienc, die Vcrtheilung derselben aber nach alter Uebung vorgenommen werden solle. — Ucber-

Wird den Deputierten der Stadt Wyl auferlegt, wegen der ungebührlichen Ausdrücke, welche in den cingcge-

Schriften und während de-S Rechtsstandcs vorgekommen seien, bei dem Fürsten im Namen der Stadt und dem

Müller insinuiert, noch für seine Person Abbitte zu thun, und ihnen für die Zukunft mehr Gehorsam anempfohlen,

geschehener Abbitte soll der Fürst eine völlige Amnestie ergehen lassen. In Beziehung auf die ergangenen

wird erkannt, daß die von Wyl, weil sie ihre Beschwerden nach Form Rechtens nicht hätten beweisen

und deßwcgen im Rechte unterlegen seien, dieselben zu bezahlen haben. Wenn aber die von Wyl

>.^Uerthämgkcit bei Jhro fürstlichen Gnaden „um eine gnädige Betrachtung" einkommcn und sie dazu des

der Gesandten der Schirmortc bedürfen, so wollen sie ihnen dasselbe mit kräftigem Nachdruck ange-
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deihm lassen. — Der Brief ist besiegelt mit der Gesandten „anerborencin Secret-Jnsicgcl". So gesch^

Samstag den 13. Juni 1733. — Die fürstlichen Deputierten suchen inständig um Auslieferung der vo»

Stadt Wyl in diesem Proccß verfaßten Schriften und Klaglibclle an. Die Gesandten aber finden die

fcrung nicht wohl thunlich, injungicren denen von Wyl, dieselben zu „subprimicren," um sich nicht neuerM'

der fürstlichen Ungnade auszusetzen. Ferner werden in Beziehung auf daö Quantum, welches die ^

Wyl wegen ihrer CommissariatSangclegenheit zu beziehen haben soll (s. Hauptbeschwerde I. 8pec. 4.), die

gelegten Titel gutgeheißen und ihr die Formel einer Quittanz für diese 18,660 Gld. vorgeschrieben.

Instrument über die gcsammte Verhandlung soll durch den Hofcanzlcr von der Sitzung abgeholt, die Sache

instrukixlum auf künftiges Syndikat in den Abschied genommen werden. — Nachdem nun beiden Thcilctt dkl

gangene Spruch eröffnet worden, statten die fürstlichen Deputierten den Gesandten den verbindlichsten

ab, nach einiger Bedenkzeit auch die von Wyl mit der Erklärung, daß sie, obwohl die Urthcilc, namentlich ^

das Commiffariat betreffende, ihnen sehr beschwerlich fallen, zu nntcrthänigem Danke dieselben annehmen n"'

mit beigefügter Bitte, ihnen daö versprochene Fürwort an den Fürsten wegen der Kosten angehcihen

lassen. Ihrerseits versprechen sie, alle untcrthänige Nespcctscrwcisung Jhro fürstlichen Gnaden und dem ^

Hause zu erzeigen. Absch. 352. ^
Art. 32. 1733. Da sich wegen Expedition des Instrumentes, welches durch die RorschacherconfcrenZ

schloffen worden, Schwierigkeiten erheben, so macht Luccrn den Anzug, daß in Zukunft bei dergleichen Consta"'

ein Schreiber solle gebraucht werden, der den Orlen mit Eiden verbunden sei. Zürich hofft, daß man '

Alten bleiben und, wie bisher, einen Sccrctarius von Zürich gebrauchen werde. Schwvz schließt sich

an, ist aber instruiert, Zürichs Gegengründc zu vernehmen. Glarus ist ohne Instruction. Absch. 353, §

Rupperschwyl und dessen Histe,
nebst dem Dorfe Hürden.

Napperschwyl und dessen Höfe.
sZmich und Bern: Art. 2, 4—10, 24.s , ^

Art. 1. 1712. Es wird verabredet, daß innerhalb vierzehn Tagen Napperschwyl in Weise und Form, u'N ^

Obrigkeiten selber sich verglichen, in Huldigung genommen werden solle. Absch. 3, 8 9. ß 2. 1712- 6'^
und Bern beschließen, den bcsondern Eid der Stadt Napperschwyl Glarus mitzuthciicn, um dessen

darüber zu vernehmen. Absch. 16, 8 13. jj 3. 1713. Die von Napperschwyl hatten bei der Huldigung ^

leithcr gegen die Schirmorte den Titel „gnädige Herren" weggelassen. Es wird daher beschlossen, dieselbe

ihre schuldigen Pflichten zu erinnern. Glarus wird ersticht, ein Memorial, aus welchem die Schirmorte 3 ^
niß der Freiheiten und „brieflichen Gcwahrsamen" Rappcrschwyls schöpfen können, abzufassen.

8 16. 3. 1713. Bern beschwert sich, daß die von Napperschwyl den Titel „gnädig" weggelassen

und jetzt noch weglassen. Man kommt übereil^ vorerst das von GlaruS versprochene Memorial zu g

Absch. 18, 8 26. jj 5. 1711. Zürich hatte den Schirmbrief der Stadt Napperschwyl Bern zur ^^-..gst

übergebeni dort lag er noch unbesiegclt. Zürich wünscht sofortige Ucbergabe desselben. Berns

gibt als Grund der Verzögerung an, daß die von Napperschwyl „die löblichen Schirmorte gnädig, über
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Dative unsere Gnädigen Herren betittcln", und daß Bern gut befunden, eine Clause! einzuschalten, betreffend den
^zug derer von Rapperschwyl gegenüber den beiden löbl. Ständen „in erheischenden Nothfällen". Auf Zürichs Ein-
^"dung, paß die Capitulatiou diese Clause! schon aufhebe, nimmt Bcrnö Gesandtschaft die Sache .ick rvtvron-

^ ^2^ II 6. z7tl t Zürich wünscht, daß der Repräsentant zu Rapperschwylzurückberufen
^rde. Die bcriierische Gesandtschaft,nicht instruiert, nimmt den Antrag -eck lolniondum. Absch. 55, 8 13. »

ES wird gut befunden, daß denen von Rapperschwyl der Schirmbricf übergeben werde. Unter
^lificationsvorbchaltwird zugleich festgesetzt, daß dieselben auf einer Copie dieses Briefes den Empfang des
^strumentcö und „die Gcständnuß" des Inhalts zu bcschcincn haben. Wird in Zukunft daselbst die Hul-

eingenommen, so sollen die Gesandten jcwcilcn von der Stadt eine authentische Bescheinigungdes Hul-
^UNgsactcs begehren. Absch. 57, 8 9. Der Schirmbrief lautet also:

Wir Bürgermeister, Schultheiß.Rath und Bürger der Städte und Stände Zürich und Bern, thun kund
und zu wissen allen, so diesen Brief sehen oder hören lesen, und bekennen öffentlich hicmit. nachdem wir bei
Anlaß der toggcnbu'rgischenUnruhen, mit unseren Eidgenossen der V katholischen Orten Lucern. Uri. Schwyz.
Unterwaldcn ob- und' nid dem Kcrnwald und Zug. die sich dem Hr. Prälaten zu St. Gallen anhängig gemacht,
leider! in Krieg gcrathcn. und dadurch bemüßigt worden. Uns der Stadt Rapperschwyl zu bemächtigen und
selbige unter Unsere Gewalt zu bringen, maßen Wir von Zürich mit Unscrm Kriegsvolk für gesagte Stadt
Rapperschwylgezogen, vor selbiger Posto gcfasset. alles zu einem ernsthaften Angriff fertig gemacht, und darauf
d" Stadt aufgefordert, worüber Schultheiß. Klein und Große Räthc sammt der Bürgerschaft durch einige zu
Unfern Kricgöräthenin derselben Feldlager Abgeordnete, zu Vorkommung ihres Verderbens und Unterganges,
wit selbigen sich in eine Kapitulationeingelassen, bei deren Einhalt Wir durchaus verbleiben.

Als nun darauf bei durch Gottes allcrheiligstcr Leitung, vollendetem und allerseits ratificicrtem Friedens-
U'"k mit Unscrm G. L. A. Eidgenossen der V katholischen Orte. Uns denen Eingangs benanntenbeiden Stän¬
de Zürich und Bern? die Stadt. Schloß und Hof Rapperschwyl, mit allen denen Rechten, so die Vorig-Löbl.
Schirmorte an selbigen laut Briefen ein ^<>. 1464 gehabt (jedoch mit Vorbehalt deren Rechten, welche Unfern

L- A. E. Löbl. Standes GlaruS daran zugestanden und verbleiben) überlassen worden, haben Wir nicht allein
°bbcmcrkte Kapitulation insgemein frischcrdingcn gut geheißen und ratificicrt. sondern auch den darin ange¬
bogenen Schirmbricf von 1464 vor UnS und unsere Nachkommende, auch alle die Unsrigc in k.äftigstcc
F°"n bestätigt, und zufolg dieselbe» Uns, wie vorhin die III Orte Uri, Schwyz und Unterwaldcn. crklährct.
die von Rapperschwyl alles seines Einhalts, nun und zu künftigen Zeiten, ohne einige Einrede, frei und lcdig-
Uch - genießen zu lassen, worauf dann Schultheiß.Klein und Große Räthc und alle Bürger zu Rapperschwyl.
s-«"mt allen denen, so in dem Hof und sonsten zu ihnen gehören, vor sich und alle ihre Erben und ewige Nach¬
kommende.zu Uns denen vorgesagten beiden Ständen Zürich und Bern und Unser» ewigen Nachkommenden
Midlich und gelehrte Eide zu Gott geschworen, ihre Stadt und die Burg zu Rapperschwyl zu allen unser»
Dothen und Sachen, Uns offen und gewärtig sein zu lassen, so oft und dick, daß Uns nothdürftigund zu
Schulden kommen wird. Unseren Nutzen und Ehre zu fördern, den Schaden zu wahren und zu wenden. Uns
Wolfen, und mit aller Gerechtigkeit gehorsam und gewärtig zu sein, wie selbige die vorige Schirmort an ihnen,
^er Stadt und Burg und denen ihrigen kraft Brief cko 1464 gehabt haben, ohn alle Gefahr; dieselbe
"°n Rapperschwyl alle ihre Nachkommendesollen sich auch hinfüro weder mit Gelübden, Eiden, noch Briefen

niemand nicht verbinden, noch thun. dann mit gutem Wissen, Gunst und Willen Unser der beiden Stände
und Unserer Nacbkommcndein keine Weis noch Wege. Es ist auch hicrinnen eigentlich beredt, daß niemand
"°n jedem Thcil den andern soll verhaften oder verbieten, als nur den rechten Gülten oder Bürgen, der ihnen
"Mb sein Ansprach gelobet und verheißen hat, und soll auch jedermann von dem andern Recht nehmen an

Enden und Orten, wo der Ansprächig gesessen ist oder dahin er gehöret, daselbst man dann dem Klager
"hnverzogcnlichrichten, und das Recht gestatten solle ohne alle Gefahr — Und ob es sich in künftigen Zeiten
5üg-te. daß Wir die beiden Stände, in Mißhcttigkeit kommen sollten, das Gott ewiglich abwende!derselben

164"
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Mißhclligkeit sollen sich die von Rapperschwyl nichts annehmen, noch darinnen einem Theil wider den andern ^

Holsen sein, in keine Weis' noch Weg; wäre auch, daß die obgenannte von Rapperschwyl einest zu Stößen

Mißhellung kämen mit Uns, denen obgenanntcn Ständen, gemcinlich oder einem absonderlich, oder wir mit

das auch Gott lang wende! darum sollen Wir sämmtlichen, oder die, so den Stoß mit ihnen haben, .

mit Uns, zu Tagen kommen, inner den nächsten 14 Tagen, so das erfordert wird, in Unserer Stadt ^ ^
im Ergöw, und soll jcdere Partei zwcen ehrbare Männer darzu setzen und dieselben sich mit ihren Eiden

verbinden, die Sach in der Minne oder zu dem Rechten, wenn die Minne nicht Platz finden möchte, "

zusprechen ohn alle Gefahr; wäre aber, daß sich die Vier gleich thcileten und nicht Eines wurden, ^

sollen sie bei denensclben ihren Eiden einen gemeinen Mann, der sie in denen Sachen schiedlich insgcmci»^
dünkt aus Unseren Städten oder der Stadt Rapperschwyl ohnverzogcnlich zu ihnen erkiesen und nehmen, " ,

welchen sie von obgenanntcn Orten also erwählen, dersclb solle von seinen Herren und Obern alsobald

wiesen werden, sich der Sachen mit seinem Eide zu verbinden und dieselbe förderlich auszusprechen,

geschrieben steht ohn alle Gefahr, Und hierauf so haben Wir, die beiden Stände Zürich und Bern, denen "

nannten von Rapperschwyl alle ihre Stadt-Recht, Freiheiten, Ehchaften und gute Gewohnheiten, was und ^

sie die von Alter und bisher gebraucht haben bis auf den Tag, als sie zu Uns gekommen sind, heiter vor- ^

ausgelassen, darbet zu bleiben jetzt und zu künftigen Zeiten, doch Uns, allen den Unsrigen und Unseren ^
kommenden, an allen Unseren Gerichten, Rechten, Freiheiten, Ehchaften und guten Gewohnheiten, jetzt »^

künftigen Zeiten, ohn allen Unfern Schaden', alles mit guten Treuen und ohn alle Gefahr. Die ol»bcna

von Rapperschwyl sollen auch alle besonder, was Mannen oder Knaben, die ob l4 Jahren alt oder älter

je zu fünf Jahren, oder wann sie deß von Uns gemein oder sonderlich erfordert werden, die vorgeschriebe» ^

erneuern, und alles das, so dieser Brief ausweist und vermag. Uns geloben und schwören, wahr und >

halten, getreulich und ohn alle Gefahr. Dessen zu wahrem, vcstcn Urkund haben wir Eingangs besagte ^ ^

meister, Schultheiß, Räth und Bürger der Städte und Stände Zürich und Bern Unsere Stands Ein!

öffentlich henken lassen an dieseren Brief, der gegeben ist den 13ten ^ugusti a". 1712.

Art. 8. 171». Unter Ratificationsvorbchalt wird gut befunden, daß die Schilde ob den Stadls

fortan also gesetzt werden sollen:

Der Zürchcrschild soll die Inschrift trage»!

Rumino pi'vzüli»

^iniois lulmilius

Ulorol liboila«.

Absch. 57, 8 l(1. 9. 1713. Es wird von Bern und Zürich beschlossen, den Commandantcn von

schwyl zurückzuberufen. Absch. 57, 8 11. h 19. 171«. Was bei Anlaß des den Gesandten von

Seite Rapperschwyls zugestellten Revcrs-Schirmbriefes der Sicherheit derer von Rapperschwyl halber dü ^

sandten von Zürich eröffnet haben, sollen die Gesandten ihrem Orte hinterbringen. Absch. 78, 8 3- I!
1718. Zürich trägt auf Vornahme der Huldigung an, da seit der letzten bereits fünf Jahre verflösse»

Bern und Glarus nehmen den Antrag uck i-vloi-onckum. Ferner sind auch den Rapperschwylern die ^

nungen wegen der Picccttcn und Groschen zu notificieren. Absch. 125, 8 21. jj 12. 171«. Es wird

schlössen die Huldigung vorzunehmen. Absch. 138, 8 26. ^ 13. 171«. Die Klein- und Großräthc

der Bürgerschaft und den Hofleuten werden in die Huldigung genommen.^) Absch. 116, 8 1- ^
171«. Glarus wünscht, daß, obgleich es seine Rechte auch bei diesem Anlasse dem Stadtschrciber

über reserviert habe, und dieselben auch in dem von beiden andern Schirmortcn 1712 ertheilten und jetzt

-) Anm. Das dabei beobachtete Ceremonialc siehe in Bd. 8, S. 677. Dabei ist aber zu bemerken, daß die Gesandt»
Stände mit den Secretären auf der rechten, die Deputierten auf der linken Seite saßen.

das Reich

Zürich ^ und ^ Bern. Glarus.

Rapperschwyl.
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Plenen Schirmbriefc ihm vorbehalten seien, künftig die allseitigen Pflichten bei dergleichen Actus in ein Jn-
tUmcnt vereinigt, vorgelesen werden möchten, und daß dann die besondere Reservation seiner Rechte wegfalle.

Gesandten der beiden andern Stände sind ohne Instruction und nehmen den Antrag all reloi-enckiiw.

^lch. 146, 8 2. Ij 15. 172S. Es wird beschlossen, von der Stadt Rapperschwylund ihren ungehörigen Hof-"kn den 25. Juli den Eid der Treue nach dem den 18. September 1719 festgestellten Ccrcmoniale entgegen

Pehmen. Absch. 234, 8 24. s16.j 17. I7S7. Einnahme der Huldigung. Absch. 426, 8 1- ü 18.""f Abänderung des Huldigungscidcs an; der Antrag wird ml i-otvrvnckum genommen,

ein ^ ^ Wiederholung desselben Antrags. Man kann in eine Verhandlung nichtEidesformel nicht bei Händen ist. Absch. 457, 8 l8. j> 20. I7/tt>. Glaruö nimmt für

^ ob Basilius Rikcnmann,welcher wegen cincS nicht bedeutenden Verbrechenshart bestraft worden sei, den/"rs an die Schirmorte in Anspruch, da der Vertrag von 1532, die Abschiede von 1703, 1704 und 1708

^ daß der ganzen Stadt Schuß und Schirm erthcilt worden sei und die von Rapperschwyl einen Revers
^'vegen gegeben und 1708 solchen beschworen hätten. ES spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern
^ leinen 1712 ihm vorbchaltencnRechten nicht hindern werden. Glarus wirst bei diesem Anlaß die Frage

' "b fix Schirm auf eine andere Weise als die vorhergehenden Schirmorte verstehen, und ob sie die 1712
^ Kapitulation in solchem Falle erläutern wollen. Das Ansuchen wird in den Abschied genommen. Absch

,. '85- ^ 21. 17ältt. Rapperschwyl hat keine eigene Eidesformel, sondern eS wird deff Schirmbrief vcr-
und beschworen. Absch. 474, 8 6. 22. 17Äi>. GlaruS protestiert dagegen, daß Abgeordnete von

^"^wyl in obigen Händeln und wegen eines zwischen der Bürgerschaft, den Hofleutcn und der Obrigkeit
^ kröche,,cn Streites nach Baden berufen worden seien, und dringt darauf, daß die Sache in Rapperschwyl
H,. ^handelt werde im Hinblick auf die Schirmbriefc von 1464 und 1532, die bisherige Uebung und die

n»d 1763, 1704 und 1708. ES wünscht nochmals zu vernehmen, was für eine Auslegung Zürichs
^ Berns Gesandtschaft der Kapitulation von 1712 geben. Letztere halten sich zur Citation der Rappcrschwyler
der ^ instruiert, eine Erläuterung jener Kapitulation zu geben. Unterdessen erscheinen trotz

»Nd Glaruö vorbcschiedcn, vier Abgeordnete der Bürger von Rapperschwylmit acht Begehren
^iugepunctcn gegen die Obrigkeit; diese beantworten vor den Gesandten die Abgeordnetendes Magistrats

lossi begehren: 1) daß ihnen die Frciheitsbriefevorgewiesen werden, und daß'man sie Abschriften nehmen
^ ' Die Obrigkeit antwortet, daß sie jeden Burger die Briefe lesen lassen wolle. 2) Es fragen die Burger,
die ^ der große Rath von der Burgerschaft gesetzt werde. Der Magistrat entgegnet, daß daS

^"isbriese zeigen. 3) Das Begehren der Burger, daß sie bei ihren Rechten und Freiheiten geschirmt

dslick? "'bchten, beantwortet der Magistrat dadurch, daß ihn der jährlich zu schwörende Eid schon dazu ver-
d»rcl/- ^ ^ Anklage, daß wegen starker Verwandtschaftim großen Rathc Parteilichkeit herrsche, weist er
de», ^ verpflichtenden Wahlordnungen zurück. 5) Der Beschwerde, daß bald nach dem alten, bald nach
»»d """" Stadtrcchtc gerichtet »verde, soll dadurch abgeholfen werden, daß der Magistrat das alte revidieren

der zz"'"' Bürgerschaft zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen verspricht. 6) Auf die Beschwerde, daß
Tebta >»chr Salz kaufen solle, Ivo er wolle, wird geantwortet, daß man denselben für seinen Haus-
^lte,,^ kaufen lassen, wo cS ihm beliebe; den übrigen Salzdebit wünscht der Magistrat aber so bc-

^Ichiv ^ " 'hn bis jetzt habe. 6) Den Bezug des Zolls von Seide, über welchen sich die Bürger
^"gen^"' Magistrat für keine Neuerung, sondern begrünvct in den Freihcitsbriefcn. 8) Dem Ver-" der Burger, daß über ergangene Urtheile den Betreffenden ein Receß zugestellt werde, will der Magistrat
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entsprechen. Die ganze Verhandlung wird von den Gesandtschaften aller Schirmortc »6 reteromluin ge»^

men. Die von Zürich und Bern ermahnen beide Theile, sich in Minne zu vertragen. Ein Anmahnu»^

» schreiben im Namen der Schirmortc wird entworfen und zur Ratification dem Abschiede beigelegt. Absch- ^'

8 18. 23. 17 II Obiges Anmahnnngsschrcibcn hatte seine Wirkung nicht verfehlt, es blieb nur noch ^

den bannisiertcn Jak. Basilius Rikenmann betreffende Angelegenheit übrig. Nun aber hatten sich die

von Rapperschwyl mit mchrern Beschwcrdepuncten wider ihre Obrigkeit im Laufe des Jahres an die Schir»^

gewandt. Im Namen Zürichs und Berns (Glanes will die Sache in Rapperschwyl selbst untersucht >v>w"

werden Abgeordnete deS Magistrats und der Hofleute nebst dem Rikenmann nach Baden beschieden. ^

Hoflcutc beschweren sich, daß sie vom Magistrate zuwider dem Hofrodcl und den alten Documcnten u»d ^

alten Uebung „empfindlich gehalten und beschwert werden", und ersuchen um eine Gesandtschaft nach Rapl'^

schwyl auf Kosten des Unrecht habenden Thcils, um ihre Beschwerde», 34 an der Zahl, an Ort und Sb

untersuchen zu lassen. Die Abgeordneten des Rathcs hingegen erklären, daß jene Bcschwerdepunctc diesig

seien, welche schon 1703 und 1704 vorgebracht, aber damals unrichtig und unbegründet erfunden worden

Das Angehörte wird in den Abschied genommen und den gn. Herren und Obern überlassen, eine Untersuch'"^

an Ort und Stelle anzuordnen und zugleich auch die Sache Rikcnmanns in die Untersuchung zu ziehen.

sieht eine solche Untersuchung in I»oa als den schirmherrlichen Rechten angemessen an und wahrt seine

Von allen Gesandtschaften wird beschlossen, ein Adhortatorium an den Magistrat und durch denselben a»ä)'

die Hofleute zu erlassen. Die Abgeordneten des Magistrats ersuchen um Beschleunigung der Untersuch^

wenn eine solche beliebt werden sollte. Absch. 483, 8 20. ß 24. I7ÄI. In Folge obiger Verhandlung ^

sprechen sich die Gesandtschaften Zürichs und Berns vertraulich, ob sie gemäß ihrer Instruction nichts'

weniger die wichtige Recursfragc, wie und für was für besondere Fälle ein Recurs an die Schirmorb ^

meinschaftlich anzunehmen und festzusetzen sei, vor gemeiner Sitzung in Anzug bringen und bcrathschlagcn

sollen. Man kommt überein, diese Frage einstweilen >» simponsu zu lassen, bis die gn. Herren und ^

vorerst den schwebenden Streit entschieden hätten. Absch. 483, 8 22. 25. 1742. Obige immer noch

dauernde Streitigkeiten werden auf einer zu Rapperschwyl von den drei Schirmorten gehaltenen Konferenz ^
Anhörung der klagenden und beklagten Partei folgendermaßen entschieden. 4. Beschwerden der

schaft gegen den Magistrat. 1) In Betreff der Schultheißenwahl bleibt es bei bisheriger Uebung,^
daß, wenn jährlich an dem bestimmten Tag der Schultheiß durch eine Rede resigniert und mit seinen

wandten aus der Kirche weggeht, durch freies Mehr entschieden werden soll, ob man ihn deS Amtes

oder ihn beibehalten wolle. Erst wenn er entlassen worden ist, soll zu einer neuen Wahl durch „Nainsungcn" g0äP

werden, zu welchen jeder Bürger berechtigt ist. Der alte Schultheiß kann dabei wieder „genamset" ^

2) Der Eid des Schultheißen, der Bürger, Hofleute und Hintersäßcn bleibt der alte nur mit einer Erläut"''^
betreffend die Rechte der Schirmortc. sDic Eidesformeln sind in oxtonsa dem Abschiede beigelegt.! ^

Rechner der Bußen und diejenigen, welche die Bußcnrcchnung abnehmen, behalten ihr bisheriges Einko""

A n m. In dem Eide des Schultheißen und in dem der Bürger und der Hoflcutc schworen die Betreffenden den drei ^ ^
orten, treu, gehorsam und gewärtig zu sein; ferner daß, wenn Einer etwas höre, das den drei Schirmorten

Stadt nachtheilig sei, er solches zu warneu und dem Rathe einzudringen habe. — Im Eide der Hosleute stand »o )
denn „Ihr sollt auch keine heimliche Rath, noch Versammlungen hinterrücks des Schultheißen und des Raths und o ?>

„Erlaubuiß haben, »och halten, denn der oder die solches übersehen würden, einer Stadt Rapperschwyl Leib und
fallen sein sollen."
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""d dürfen es nicht vermehren Die Bußen und Gefälle sollen nach dem Briefe von 1406 zum gemeinen

V-st-n verwendet und in den Stadtseckel geliefert werden. 4) Der geheime Rath soll fortbestehen und .ruö

^Mlthciß, Statthalter, Schloßvogt und Sendschrcibcr zusammengesetzt sein; derselbe darf sich aber m kerne

^ern Geschäfte mischen, als in solche, die ihm privative zugehören. 5) In Betreff der Besetzung der Tn-

bunalicn bleibt es bei der uralten Ucbung, vermöge deren, wie den kleinen Rüthen die Besetzung des klemcn

""d des großen RatheS, also beiden Rüthen zugleich die Wahl des Stadtrichters und der Mitrichtcr desselben

^°ht, mit der Erläuterung, daß wenn ein Geschäft appol'-mcko von dem Gericht an den Rath kommt, der

^adtschreiber dabei auch wohl wiederum urtheilcn und sprechen Helsen kann, und wenn ein solches Geschäft

'"dm großen Rath „wachsen" sollte, auch die Beisitzer des Stadtgerichts, welche des großen Ratheö sind, m

^esir weitem Instanz'Richter sein können. In dem Falle aber, daß in dem kleinen Rath die Zahl der Richter

der gleichen Appcllationö- und in andern Sachen durch den Ausstand bis unter vier „abschweinen" sollte,

'st die Sache an den großen Rath zur Bcurtheilnng gewiesen, und mag dann die Zahl der Richter noch ,o

^"ng sei», so ist darüber ohne fernem Zuzug aus der Burgerschaft abzusprechen. Der Wahlen halber bleibt

d°i der bisherigen Uebung 6) Klein- und Großräthc haben ferner die Gewalt, neue Bürger anzunehmen.

'°lcher neu angenommenen Burger muß aber nach dem Stadtrcchte zehn Jahre in der Stadt oder deren

Richten seßhaft sich aufgehalten haben, widrigenfalls er dem Abzug unterworfen ist. Dem neu aufzunchmen-

legen Klein- und Großräthe je nach Beschaffenheit seines Vermögens eine Summe Geldes zu Händen dcS

^«dtsi-ckels auf und können noch überdies, von demselben eine bescheidene Belohnung für ihre „Mühwaltung"

ih», fordern „Bon außenhcr der Eidgenossenschaft gebürtige Personen" können nicht ohne Vorwisscn und

Billigung der Schirmorte m Bürgern angenommen werden. Witt ein Bürger a»S der Stadt und deren

Achten mit Beibehaltung seines Bürgerrechtes wegziehen, so ist ihm daS auch ferner gestattet; er hat aber

Handon des Stadtscckcls jährlich den Burgcrguldcn zu bezahlen. Obige Ordnung ist aber blos aus künftig

^"nehmende Bürger anzuwenden. 7) Die Annahme von Hinterfüßen hängt fernerhin von dem Belieben

^ Schultheißen und der beiden Räthe ab; jedoch sollen sie von ihrem Rechte mit Bescheidenheit und nicht

Belästigung der Burgerschaft Gebrauch machen. Das fallende Hintcrsäßcngcld ist dem jeweiligen Stadt-

^lnieister einzuliefern. 8) In Civil- und Criminalprocessen soll der Rath mit Sorgfalt, nicht mit Uebereilung,

"nt allzugroßcm Ernste verfahren, in Jnquisitionsfällen ohne höchste Nothwcndigkeit niemanden wider sich

befragen. 9) Der Stadtschreiber hat bei den verschiedenen Tribunalicn der Stadt ein ordentliches Protocoll

führen, den Parteien auf Verlangen sowohl Urthcilsscheine, als andere Auszüge aus dem Protocoll zu vcr-

^s°lgen. Eine revidierte Canzlcitare wird zur Nachachtung beigefügt. 10) Diejenige Erkanntniß, welche Klein-

^ Großräthe 1738 (21. Juni) wegen gewisser Beschwerden der Burgerschaft mit einem „gar ernstlichen An-

ausgefüllt" hatten, soll durch gegenwärtige Verordnung aufgehoben sein. 1k) Das Recht, die Stelle des

^°ßvogtes zu besetzen und die Leutpriesterei und Frühmesscrei zu vergeben, beides mit der Genehmigung der

s """orte, welches die Burgerschaft laut den Instrumenten von 1442 und 1532 zu haben glaubt, gehört dcr-

"icht, sondern der Schloßvogt ist, wie schon lange her, von Klein- und Großräthen zu wählen, und die

^atur je„rr beiden geistlichen Stellen gehört dem kleinen Nathe allein; jedoch wird ausdrücklich beigefügt,

"n jeweiliger neucrwählter Schloßvogt bei der nächsten Huldigung den Gesandtschaften der Schirmorte

"Händen ihrer Stände den Eid der Treue (wie er dem Abschiede beigelegt ist) schwören soll. Der gcgcn-

- Schloßvogt hat künftiges Jahr den Eid zu schwören. Für die beiden geistlichen Bcncficicn behalten

^ die Schirmortc nach dem früher üblichen Umgang das Recht der Bestätigung vor. Von den jetzigen beiden
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Geistlichen haben der Leutpricstcr bei Zürich, der Frühmcsser bei Bern um die Bestätigung anzuhalten; ^

nächstfolgende Bestätigung kommt GlaruS zu. 12) Vom Magistrate darf ohne Zuthun und Beistimmung ^

Bürgerschaft an dem Stadtrechte, wie es jetzt eingerichtet ist, nichts abgeändert werden. Finden Schuld

Klein- und Großräthc eine Abänderung ersprießlich, so bcrathcn sie dieselbe und schlagen sie einer eigens

diesem Zwecke zu veranstaltenden Burgervcrsammlung vor; durch freies Mehr wird die vorgeschlagene Aenve"»^

angenommen oder verworfen. 13) In Beziehung auf Auvthcilung der Aemter und der auS derselben f"^ ^

Räthe fließenden Emolumcnte, ebenso wie und von wem die Rechnungen abzunehmen sind, läßt

es bei der bisherigen Uebung bewenden. Die bestehenden Bestimmungen, wer zu den verschiedenen Ä»^

bcdicnungen den Zugang habe, und von wem deren Bestellung und Auötbeilung abhänge, wird nach dem

Magistrate eingegebenen und dem Abschiede beigelegten Verzeichnisse bestätigt. 14) Der Magistrat ist bcs»^

nothwendig crjchcincnde neue Bedienungen nach bisherigem Herkommen zu errichten. 15) Hinsichtlich des Sä)»^'

guts und der Schützcngescllschaft soll alles nach bisheriger Uebung gehalten »Verden. Das Schützengut »"'

durch einen Herrn des kleinen Raths gegen Leistung von Kaution verwaltet. Nach alljährlich abgeiw»'»'^,

Rechnung hat derselbe am nächstfolgenden Schicßtag der Gesellschaft durch eine Abschrift der Rechnung Kc»»^

von dem Stande des Schützcngutcs zu geben. Der Gesellschaft wird die Vorstellung der neuen Schütze»»"''

zu obrigkeitlicher Konfirmation nicht mehr zugcmuthet. Jedes Jahr sollen zwei oder wenigstens ein Sch"^

gehalten werden; sämmtliche Schießgabcn gehören ohne Ausnahme der ganzen Gesellschaft an, und keine»'^
gliedc darf der Zugang zu denselben gesperrt werden. 16) Künftig haben bei den Vergantungcn von

welche von obrigkeitlich geordneten und beeidigten Vögten im Namen von minderjährigen Kindern

werden, der Landschrcibcr und der Großweibel zugegen zu sein; hingegen aber sollen dergleichen Vogtök"' ^
und Waisen die obrigkeitlichen Konfirmationen über Käufe und Verkäufe, so für sie geschehen, ohne

crthcilt werden. 17) Den Theilungcn, bei welchen abzügig GM sich befindet, hat der Stadtschrcibcr

der Obrigkeit beizuwohnen, jedoch nur so lange, bis das Jnventarium gezogen und vervollkommnet ist. 18) 3» ,

fallenden AuffallShandlungcn sollen die obrigkeitlichen hierin fälligen Kosten allen andern Forderungen vorang'^'

sollte aber die Obrigkeit »och sonstige Ansprüche haben, so ist sie den übrigen Schuldgläubigcrn dafür gleich)"»"

19) Der Pfändungen halber bleibt cS bei den in dem Stadtrcchtc enthaltenen Satzungen mit der Erlä"""'

daß, wenn einem die Pfändung angesagt wird, derselbe während der Zeit von vierzehn Tagen (so lange

die wirkliche Pfändung eingestellt) in seinem Haus und Gcwerb schalten und walten möge, außer wen» ^

fahr im Verzug sich zeigen und betrüglichc Entfremdung der vorhandenen Effecten zu befürchten ^

welchem Falle der Magistrat auf Anmelden der Gläubiger berechtigt ist, nach gewissenhaftem Befinde" ^

Sache „Vorsehung zu thun". 2g) In Betreff der Beschwerde, daß die Stelle eines pfäfcrsischcn

mit der Stelle eines Klcinraths unvereinbar sein solle, läßt man eS bei der gegenwärtigen ^b""ö

bleiben. 21) Von allem Wein, welcher ausgeschenkt wird, er sei eigenes Gewächs oder erkauft, soll »ach ^

und beständiger Gewohnheit das Umgeld bezahlt werden. 22) Die sogenannte Schmiedenzunft soll ihre" ^
mann mit freiem Mehr fernerhin aus den Herren des kleinen Raths zu wählen haben; mit solcher

stelle ist zugleich der erste Rang auf der Zunft verknüpft. Dem Obmann steht es zu; das Bot z" t" ^

und die Zunft auf gewohnte Zeit zu Behandlung der eigentlichen Zunftgeschäfte ohne Befragung ^

zu versammeln. Außerordentliche Versammlungen dürfen nur mit Vorwissen und Erlaubniß von Sch"

und Rath, nachdem denselben die in einer solchen Versammlung zu behandelnden Geschäfte angezeigt w ^

sind, gehalten werden. Der Zunstgcsellschaft steht künftig die Befugniß zu, kleine Frefel, welche in ihres
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s^schast vorfallen, nüt einer Maas oder höchstens einem Kopf Wein zu bestrafen. Ferner steht es bei den

Hündwcrksgcsellschaften, von der gesetzten Wanderschaftszcit zu dispensieren; das für die Dispensation dem Be-

'Ucndm auferlegte Geld gehört den Handwcrksgesellschaften. 23) Wenn ein Bürger zu Rapperschwyl eine

^>ehast-AZirthschaft besitzt und dazu noch eine Metzgehchastc erbs- oder kansweisc bekomnu, so darf er beide Ehe-

^stei, nebeneinander behalten und betreiben. 2ck) In Betreff des Zolles, so die Fremde» z» bezahlen haben,

bleibt es Zuordnung; eine Steigerung derselben darf ohne Bewilligung der Schirmortc nicht vor-

^Nvmnicn werden. Bon Waarcn, welche von benachbarten Handwcrkslcutcn in die Stadt oder deren Gerichte

^ Verarbeitung gebracht oder geschickt werden, wird weder Ein- noch Auözoll bezahlt. Der bürgerliche Zoll

„ach vor alten Tariffa erlegt. Bon Waarcn, welche nicht aus der Tariffa stehe», sie mögen bestehen,

^Nn sie wollen, und welche ans Mchrschatz erkauft sind, wird als Ein- und Anszoll 1 Batzen vom Ecntncr

/büsit, hjA hinunter auf 25 Pfund nach Porportion. 25) In Betreff dei/Burgcrwaldung und deren Be¬

rgung, per Berthcilung des BurgcrholzcS und der jeweiligen Ausgabe der auf der Burgerwcide gepflanztcn

^'chte bleibt es bei der bisherigen Ucbung. Die Disposition darüber steht dem Magistrate zu mit der Er-

^""»ng, daß, so oft die Räthc dergleichen Feld- uiw Baumfrüchte beziehen, cur gleiches Quantum auch den

^lgcn Berburgcrtcn zukommen soll. — Rapperschwyl l, Mai 17ck2. Folgen die Unterschriften der Gesandten

" Schirmortc. — Dieser „Spruch und dieses Vcrordnungsinstrumcnt" wurde den 3. Mai der eigens zu diesem

^veeke auf dem Rathhausc versammelten Bürgerschaft zu gehorsamem Berhalt abgelesen mit dem Bemerken,

"b alles, was „in dem bürgerlichen Bcschwcrungshandcl und in den dermalen berichtigten Klaggcschästen

gegangen" völliger Vergessenheit übergeben sein, daß niemand dcßwegcn behelligt oder berechtiget werden,

^ daß jHer sich vor unfricdlichcm Wesen hüten solle.

Ferner wird über die Beschwerden des HofcS Jona gegenüber dem Magistrate von Rapperschwyl solgcn-

.^daßc» gesprochen und zwar zuerst über die streitigen Punctc deö Hosrodels. Art. 2, das Gericht zu Jona

äffend. Der Stadtschrciber zu Rapperschwyl soll in Zukunft ohne Schadcnsbeschwcrdc der Hosleute ein

^Ntlicheg Gerichtsprotocoll führen, jedoch von jedem Urthcil, welches er aus Begehren der einen oder der

^bern Partei.ausfertigt und übergicbt, U) Luccrncrschillinge erhalten. Bei diesen Gerichten hat er aber keine

zu geben, sondern bloS die Stelle eines Schreibers zu versehen. Hingegen hat im Namen der Stadt

^dPersÜMg der Stadtrichter, oder wer sonst vom Magistrate dazu verordnet ist, zu allen Zeiten das Gericht

^ ^'hren, und es mögen auch von Seite des Plagistrats noch zwei andere Personen des kleinen oder des großen
dthcs, welche aber nach Sage deS Hosrödels wenigstens „7 Schuh für sich und 7 Schuh hinter sich" eigen¬

tliche vom Bezirk des HofeS haben müssen, den Gerichten beiwohnen und urthcilen. Ferner soll
^ Magistrat zu Rapperschwyl von nun an zehn verständige, obiges Quantum eigenthümlichcr Güter in dein

besitzende Männer aus den Gemeinden desselben zu beständigen Richtern erwählen und bei Abgang eines

chni nsicder aus ebenderselben Gemeinde die Zahl ergänzen. Dem Stadtrichter von Rapperschwyl, oder

s°"st das Gericht präsidiert, steht bei innestehendcn Stimmen der Entscheid zu. Wegen Bezahlung der

skt"tionSbusic im Falle, daß jemand von dem Hofgericht an den Rath zu Rapperschwyl appelliert und da-

„am Unrecht erfunden wird," soll es nach bisheriger Ucbung gehalten werden. Art. 3. Wenn in der

' Zwischen den vier jährlichen Hofgerichten Streitigkeiten um Erb und Eigen oder andere Sachen, die an

gehören, vorfallen, so sollen dieselben zur rechtlichen Erörterung erster Instanz nicht vor den Rath zu

^Wpcrschnnsi gezogen werden, sondern man soll bis zu dem ersten gewöhnlichen Gericht zu Jona warten.
Gefahr im Verzug ist, so kann die Recht begehrende Partei bei dem Stadtrichtcr zu Rapperschwyl

165



1314 Rapperschwyl und dessen Höfe.

oder bei demjenigen, welcher dannzumal zur Führung des Gerichts gesetzt ist, ein außerordentliches

richt zu Jona verlangen. In diesem Falle hat der Unrecht habende Theil jedem der beiden Richter ^

der Stadt und dem Stadtschreiber 20, jedem Richter aus den Hofleutcn 12 Luccrncrschillinge zu bezahl

Art. 4. Der Rath zu Rapperschwyl bleibt bei scineim dicßfälligen Strafrecht und der bisherigen Ausübung ^

selben in der Stadl. Eine gleiche Bewandtniß hat es auch mit Art. 5 mit der Erläuterung, daß es ^

Rath zu Rapperschwyl zukomme, bei vorfallenden Frefcln jeweilcn zu Schützling des Schadens drei beeidig

Männer aus den Hofleutcn zu ernennen. A r t. 6. Dem Magistrate zu Rapperschwyl kommt das Malest; ^

ner allein zei, und derselbe ist keineswegs verbunden, jemanden von den Hofleuten zuzuziehen. Art. 7 st'^

seine Erläuterung in Art. 2. Hinsichtlich der Art. 8 und 9 bleibt eS bei deren buchstäblichem und klarem Jnb^'

Art. 1t). Wenn Hinsort jemand als Hintersäßc in den Hof angenommen und ihm vom Magistrat 1 ^

jährlichen SchirmgeldS auferlegt wird, so soll derselbe neben diesem Schirmgcld, so lange er im Hof bleibt, ^

Hofleutcn einen halben Gulden Hintersäßgeld bezahlen; ein neuer Einzügling hat ebenfalls außer dem ^

zuggcldc, welches er der Obrigkeit zu Rapperschwyl bezahlt, die Hälfte desselben den Hofleuten zu entriß

Doch sollen diese Bestimmungen nicht auf die schon angenommenen, sondern blos auf die künftig anzunclst^
den Hintcrsäßen und Einzüglinge in Anwendung gebracht werden. Art. 11. Hinsichtlich des freien

der Hoftcntc hat es bei bisherigem Gebrauche zu verbleiben. Wenn aber früher einige Hoflcute um 5t)

zu Burgern von Rapperschwyl aufgenommen worden sind, so folgt nicht daraus, daß die Hofleute z» "

Zeiten den ungehinderten Zugang zu dem Bürgerrecht in Rapperschwyl gegen Erlegung dieser Summe h^!
sondern der Magistrat hat jederzeit darüber nach Gutbefindcn zu disponieren. Art. 13. Daß die Höfles

der Besetzung der Hofweibelstelle drei Männer in Vorschlag geben, aus welchen dann der Rath zu

fchwyl einen wählt, wird billig gesunden und nicht im Widerspruch stehend mit Art.*13. Art. 23. Wen» ^

diesem Artikel schon ein „Ehhaststättgcnossc" zu Jona, der nicht im Hofe seßhaft ist, nicht das Reckst ^

das Holz von seiner Gerechtigkeit anderswohin, als auf die rechte Hofstatt zu führen, so soll es doch nach ^

mildern Urtheilc des Raths von Rapperschwyl von 1523, welches auch von den Hofleutcn damals "M'"

men und 1796 von den Schirmortcn bestätigt worden ist, sein Verbleiben haben. Art. 27Mind 28

ferner gehalten werden; aber die Vcrgantung der Pfänder soll jeweilcn zu Jona geschehen. Glaubt

Schuldner, es sei zu wenig gelöst worden, so kann er das Pfand durch drei der gesetzten Richter im Bc

des Gläubigers schätzen lassen; Letzterer hat dann das Pfand um diese Schätzung anzunehmen, der Schu ^
hingegen hat jedem der drei Richter 12 Luccrncrschillinge zu bezahlen. Art. 29. Wie der Hof zu IM'"

Rcchtung hat, daß Keiner der darin sitzt, zu Rapperschwyl Jmmi oder Zoll zu zahlen verpflichtet ist, ^

den Hoflcntcn auch keine neue Beschwerbe zugcmuthct werden und ihnen fortan gestattet sein, ihr vorräckstö^
Holz auf dem sog. Bräunackcr selbst und ohne Entgelt» auszusetzen. Art. 33. Nach demselben soll die ^

tung tcstamcntlichcr Verordnungen und die Fertigung von Kauf und Verkauf vor dem Hofgericht zu 5^

stattfinden, ausgenommen wenn beide Theilc den Richter zu Rapperschwyl darum zu richten erbitten. 2lrt- ^

Da die Steuer, welche die Hoflcute dem Magistrate zu Rapperschwyl als ihrem Herrn und Vogt

zustatten haben, seit unvordenklichen Jahren nicht mehr mit 2l) Pfd., sondern mit einer größern Summe bei

wird, so soll es bei dieser Uebung bleiben, die Steuer jedoch nicht weiter erhöht werden. Art. 36. 3" ^

auf BeHolzung der Burg und Feste zu Rapperschwyl bleibt es bei bisheriger Uebung, nämlich daß d ^

Hofmann, welcher eine Ehehaftsstatt hat, jährlich ein halbes Klafter Holz dahin zu liefern habe. Bon dü^

Holze sollen jährlich 5 Klafter „nebcnt sich gestellt" und der daraus erwachsende Vorrath zur Dispositiv
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^chirniorte aufbehalten werden. Art. 37, welcher als Anhang dem Hofrodel beigefügt ist, soll wiederum

Methan scin. Am Hofrodcl und an dessen gegenwärtiger Erläuterung soll ohne Vorwissen und Erlaubniß der

^chirmortc nichts abgeändert werden. Alle hier nicht berührten Artikel bleiben fortan in Kraft und werden

^flätigt. In Betreff der übrigen von den Hoflcutcn vorgebrachten Beschwerden wird also entschieden: 1) Aus

^ Beschwerde, daß der Magistrat zu Rapperschwyl ihnen nur vier Handwerke gestatte (Schneider, Schuhmacher,

"Der und Zimmerleute), ihnen das WcinauSschenken und alle Krämcrci verbiete, wird für billig erachtet,

ein jeder Hofmann sein eigen WcingewächS gegen Bezahlung des Umgclds beim Zapfen und zwar beim

wie» Mäfi, ausschenken dürfe, hingegen niemand dabei setzen soll, daß Krämcrci mit kurzer Waarc zu treiben

Dem der Hoflcute verboten sei, ebensowenig allerlei Gattung von Handwerk in dem Hos zu treiben, ausgc-

^'»Mcn „dir geschenkten" und diejenigen, zu denen Ehchaften erfordert werden, nebst der Bäckerei. Was solche

"^bedungene" Handwerke und Professionen, auch das Studieren anbetrifft, so soll der Magistrat zu

Dpcrschwyl bei seiner den 7. Februar 1741 zum Trost der Nachkommenschaft der Hoflcute gegebenen Erklä-

behaftet werden. Z) Jnö Künftige soll der Preis für ein Klafter Tannenholz, welches zum Verkauf

dc>, Hoflcutcn in die Stadt Rapperschwyl geführt wird, in 24 guten Batzen oder einer Krone bestehen;

"6 Buchenholz oder anderes hartes Holz soll nicht tariert scin, sondern vom Verkäufer an den Meistbietenden

^Dfvlgt, beide Arten aber durch den beeidigten Holzsetzcr gemessen werden. Auch künftig sind die Gemeinden

^'stichlet zu der Burg und Brücke die benvthigten Eichen zu liefern, um 1 Gld. das Stück; Eichen, die auf

Dcygütcrn als Privatcigenthum stehen, dürfen von dem Eigcnthümcr zu seinem Gebrauch unvcrwehrt angc-

""'dct werden. Sollte aber die Stadt Rapperschwyl zu Unterhaltung der Burg und Brücke deren bcnöthigt

so sollen sie nach Schätzung unparteilicher Männer dem Eigcnthumer bezahlt werden. Hat einer der
-°fleute Bauholz zu Unterhaltung seiner Gebäude nöthig, und handelt es sich nur bis auf 12 „Stumpen", so kön-

die Bannwarte ihm dasselbe im Walde der betreffenden Gemeinde anweisen; ist mehr Holz erforderlich, oder

ein ,wwos Gebäude aufgeführt werden, so sind die Holzvvgtc von Rapperschwyl zuzuziehen; jedoch darf

^ Holz dem darum ansuchenden Angehörigen auö den Höfen nicht abgeschlagen werden. Die Besoldung

^ Bannwartc und Holzvögtc bleibt die bisherige. 3) Holz, das die Hoflcute von auswärtigen Orten an
Zahlung von Schulden annehmen müssen, dürfen sie verkaufen, wohin sie wollen. 4) In Beziehung auf .den

' rigci, Verkauf des Holzes außer Landes bleibt es bei der im Stadtrccht von Rapperschwyl enthaltenen Ver¬

zug- „Ferner soll niemand, er sei Burger oder Hofmann, kein liegende Güter, Häuser oder Scheuern, auch

Zimmerholz noch Scheiter auö unsrcr Stadt oder Hof nit verkaufen in keinen Weg; wer aber solches

^flähe, der solle gemeiner Stadt kU Pfund Hallcr zu Büß verfallen scin und soll Kauf ungültig scin".

Wird beigefügt, daß, „wann die Bürger darüber zu Zeiten obrigkeitliche Erlaubniß erhalten thäten, die

!'H°fleutc gleicher Erlaubnis, ungehindert auch genießen könnten"; ferner daß den Hoflcutcn, wenn sie das von

jährlichen Bauholzc erübrigte in der Stadt vier Wochen feil geboten hätten, ohne daß sie es verkaufen

°^cn. „ach vorhergehender Anmeldung beim Schultheißen die Freiheit zukommen soll, dasselbe andcröwohin

lfm. Der Holzungen halber, welche außerhalb der Gerichte Rappcrschwyls liegen und den Hoflcutcn

. si»d, hat der Magistrat nichts zu verhängen, noch darf er die Eigcnthümcr am Verkaufe hindern,

"^'rn dieselben können wenn sie die Bewilligung von der h. Obrigkeit daselbst ausgewirkt haben, mit solchem
Hol.

ilt

sv!

solchen ganzen Waldungen nach eigenem Gutdünken schalten und walten. Waldungen aber, welche in

^erde«. .
' wird die Bewilligung erthcilt, so sind dafür 5 Procente vom Kaufschilling an denselben zu entrichten.

Berichte,, der Stadt Rapperschwyl liegen, dürfen ohne Bewilligung des Magistrats nicht außer Landes verkauft

n dens
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Wenn aber dergleichen Bewilligungen Gemeinden oder Privaten zu deren merklichem Schaden erschwert oder

nicht ertheilt werden sollten, so ist denselben unbenommen, an die Schirmorte zu rekurrieren. 5) Der

dienste halber, welche die Hofleute der Stadt Rappcrschwyl zu leisten haben, wird festgesetzt, daß ihnen

mehr, als jährlich vier Tage, zugemuthct werden dürfen und zwar so, daß daö Ackern auf der sogcna»»^

Burgcrwcid unter denselben begriffen ist und diejenigen Hofleute, welche weder ganze, noch halbe Züge ha^''

dieser Frondienste enthoben bleiben sollen. 6) In Beziehung aus die Schützengcsellschast, welche den Burg^'

zu Rappcrschwyl mir den Angehörigen des HofeS Jona gemeinschaftlich ist, bleibt es bei den Ordnung

Freiheiten und dem alten Herkommen, jedoch mit der Erläuterung, daß jährlich zwei oder wenigstens ein

tag sein und die Hofleute von den „sürnchmstcn" Schießgabcn niemals ausgeschlossen sein sollen; daß st'r

der Schützengescllschast die Vorstellung der neuen Schützenmerster zu obrigkeitlicher Confirmation, welche

gefordert worden, nachgesehen sei; daß jährlich nach abgenommener Rechnung über das Schützengnt eine -

sehnst derselben der Gesellschaft mitgethcilt, der Verwalter dcö SchützcngutS hinreichende Kaution leisten ^
7) Da die Mühle zu Rappcrschwyl von Seiten des ErzHauses Ocstreich 1405 zu einer Zwangömühlc ge""'

worden, so sollen die Hofleutc pflichtig sein, entweder in dieser mahlen zu lassen oder (was ihnen seit länsp

Zeit gestaltet worden) in der Mühle des Klosters Wurmspach; doch sollen sie jederzeit ehrlich gehalten und '

gegründete Beschwerden gelröstet werden. 8) Der Magistrat von Rappcrschwyl erklärt, daß er die Hostend '

freien Verkauf ihres ObsteS, außer zu deren eigenen Vorsorge in Zeiten der Theurung, nicht hindern werde, ^

sowenig am Pflanzen von allerhand Feldsrüchtcn und namentlich der Windcrbscn, wofern es ohne Schwö^^

der Waldungen geschehen könne; serner daß er, wenn ein Hofmann zu Bebauung seiner Güter um Wag^
holz aus den Stadtwaldungcn Ankomme, demselben um einen billigen Preis zu entsprechen geneigt ser-

dieser Erklärung läßt man eS lediglich verbleiben. 0) Dem Magistrate zu Rappcrschwyl liegt nach seiner 0^

ncn Erklärung vom 20. Februar 1740 ob, die Jonabrückc künstig herzustellen und in Ehren zu halten;

gegen darf er das dazu erforderliche Holz aus den Gemeindeholzungen ohne Entgcld nehmen. 10) Dir

lcute sind nach hiSherigcr Ucbung fähig, in die WeidrechtSbrudcrschaft einzutreten; hingegen soll die An»"

eines WeidrcchtSgenossen, wie bis dahin, von dem Belieben der Gesellschaft abhängen. 11) Die schon ia>b

her aus dem SiechenhauS zur Jluc in den Spital zu Rappcrschwyl gezogene Kerncnspcnde soll daselbst grlm

»Verden und die Auöthcilung, wie dermalen, also auch weiter vor sich gehen. 12) Bei der Abstellung der ^
„Mcyenbraut" soll es sein gültiges Bewenden haben, weil solche weder den Burgern, noch den Hvfleuten »

gegeben wird. 13) Der Gemeinde Bußkirch ist unbenommen, zu ihrem und der Gemeindögcnossen nothdü^
gcm Gebratich ein Schifflein zu halten; auf demselben dürfen aber nicht fremde Personen oder Sachen

werden, namentlich nicht verdächtiges Gesindel; zu Contagionszciten ist cö beständig anzuschließen, alö

der Magistrat zu Rappcrschwyl Aufsicht führen wird. 14) Der von ebendemselben Magistrate unlängst

Gemeindsbezirk zu Kcmpraten erbaute Kohlgaden kann stehen bleiben und zu einer Art Susi ferner gr

werben; jedoch soll niemand schuldig sein, seine Waaren daselbst einzustellen, sondern es steht, wie bisher,

mann frei, dieselben Leuten auö der Gemeinde in Verwahrung zu geben. — Diese Verordnung wird in R

ausgefertigt und ein Eremplar dem Magistrat zu Rappcrschwyl, das andere den Hoflcuten übergeben. ^ ^

bcn zu Rappcrschwyl den 28. April 1742. Folgen die Unterschriften der Gesandten. — Der Kosten

wird beschlossen: Die Hofleute haben 1000 Gld. zu bezahlen; daran bezahlen diejenigen zwanzig Bürger ^

Rappcrschwyl, welche wider die Obrigkeit sich ins Recht gelassen, bis Martini 300 Gld.; daS Ucbrigc ^

dem gemeinen Stadtgut abzuführen. Ferner soll Vergessenheit aller Mißbclicbigkeiten beobachtet werden,

brauäst

jeder-
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^ diesem doppelten Strcitgcschäste, sowie auch bei dem besvndcrn Klaghandel des AlrstatthaltcrS Johannes
Ameisen vorgcsallensind, welcher aus dieser Konferenz ebenfalls erledigt worden. Der >--ccvogt Laurenz
^eiitano soll in der Kirche und bei öffentlichen feierlichen Anlässen seinen frühem Rathsrang wieder cinneh-

und die Emolumcnte von seiner RathSstellcbeziehen, jedoch wegen seiner anstößigen Aufführung gegenüber
^>ner Obrigkeit noch ein Jahr lang den Rathsvcrsammlungen nicht beiwohnen. Der Bürgerschaft sollen auf
^»' RathhanS die gemachten Verordnungen im Namen der Schirmortc mit der Ermahnung zur Eintracht, zur
Umseitigen Friedfertigkeitund zur Ehrerbietigkeit gegen die Obrigkeit verlesen werden, - Jakob Basilius
^enmann, welcher wegen unguten Reden, die er gegen die Obrigkeit ausgestreut hatte, und wegen einer
Müßigen allgemeinen Klagschristden 23. Nov. 1739 baunisiert worden war, soll die ausgestandeneStrafe

selbst haben, von der Stadl und deren Gerichten sich wieder wcgbegcben (er war aus das Versprechen
l'chcr» Geleites vor den Gesandten erschienen, um sich über den Magistrat zu beschweren); wenn er aber bei
^ neuen Aemterbesctzung zu Johanni beim Magistrate mir einer Supplikation Ankommen wolle, so könne ihm
^ Stadt wieder geöffnet und er in die Genossame eines Bürgers wieder eingesetzt werden; doch soll er noch

3ahr „von der Fähigkeit zu mindern und zu mehren" suspendiert sein. Seine Bücher, Kleider, sein Stück Neh
^ Spital nebst den 19 Gld., welche aus seinen übrigen Habseligkeiten erlöSt.wordcn, sind ihm dann aus Mitleiden

zuzustellen. In Beziehung aus seinen Bruder Joseph Anton, welcher von seiner Gcrichtöstcllc suspendiert
^be», bleibt es bei der Erkanutniß des Magistrats vom 13. April 1711 und dessen darin gemachten Ancrbie-

Es werden ihm in Folge desselben Ehr und Richtcrrang, sowie das abgenommeneSeitengewehr zurück-
^llt, Geldstrafe aufgehoben. Bei erster Vacanz einer Richterstcllc soll er wieder angestellt werden.
^ April 1712. —Absch. 191, 8 1.

Art. 26. 17Ä2. Es wird die Frage besprochen, wie in Zukunft das Recursrccht an die Schirmortc aus¬
übt werden soll. Glaruö will bei den althergebrachten Rechten dcS Schirmbriessvon 1161, des GnadenbriesS

l532 und der Abschiede von 1703. 1701 und 1708 verbleiben,wogegen Zürich und Bern remonstrieren,
^ sie nicht zugeben, daß Glarus mehr Rechte als sie habe und dieselben für sich allein genieße, wie eS

den, Bemerken Berns geschehen sei, als Glaruö in dem rikcnmannischen Handel, „eine Gattung Provi-
-^d«le zu Revokation der Urthcil von dem Magistrat vorgekehrt habe". Nachdem Glarus über dieses Ver¬

den Rechenschaft gegeben und bemerkt halte, daß die Aufführung des Magistrats zu Rappcrschwyl in diesem
Schäfte Glarus zu solcher Verfügung genöthigt habe, tun sein Recht beizubehalten, kommt man unter Vor-
>>t dcr Ratification hinsichtlich des Rccursrechtes über Folgendes übcrcin: Der Magistrat zu Rappcrschwyl

deinen der Burger oder Hoflcutc, welcher bei den Schirmorten sich Raths erholt, deßwcgcn zur Vcrantwor-
""K Ziehen, noch so ansehen,' alS Härte er gegen seinen Eid gehandelt; der Rccurs soll zugelassen sein, „sowohl

der Magistrat und die Bürgerschaft zu Rappcrschwyloder die Stadt mit den Hosleuteu und umgekehrt
Zwistigkeit gegen einander verfallen thäten, als auch wenn jemand den Burgern od» Hoflcutcn mit Grund

5 könnte, daß er Gewalt leiden müsse". Kommt eine Beschwerde bei einem der schirmortc ein, so ist
"'U allen ihren Umständennach Zürich zu berichten- Wenn dieses den Magistrat zu Rappcrschwyldarüber

^"°n»nen hat, so wird mit den übrigen Schirmortcn aus dem Wege der Korrespondenz besprochen, ob der Rc-
5 dieser Sache statthaft sei; bei Ungleichheit der Ansichten entscheidet die 'Majorität. Absch. 191, 8 1- »

1712. Es wird von den Gesandtschaften für unzuläßig angesehen, daß Rappcrschwylferner ein allgemet-
^ Ncrbplatz sei, und beschlossen dem Abschiede von den Werbungen beizufügen, ob eS den Schirmorten mcht
^Uig dies/Werbungsfreihcit auf deren Vcrburgertc und Landesangehörigezu restringieren und zwar ,o,
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daß, wenn Einer, mir einem hochobrigkeitlichen Wcrbungspatenl versehen, bei dem Magistrate sich anmelde, ^

selben die Werbung nicht verweigert, sondern im Gegcntheil aller Vorschub geleistet werden, einem

aber keine Werbung gestattet sein soll. Absch. 491, 8 1. j! 28. 1742. ES wird eine Eidesformel fl'N ^

Burgerschaft der Stadt Rapperschwyl und die Angehörigen des Hofs Jona entworfen, welche einen bcso»^

Vorbehalt des Standes Glarus unnöthig macht. Diese Eidesformel wird dem Magistrat zu Händen der ^

gerschaft von Rapperschwyl mitgctheilt und dem Abschied zu hoher Ratification beigelegt. Absch. 491, 8 ^

29. 1742. Da der Leutpriester zu Rapperschwyl die erforderliche Konfirmation bei Zürich nachzusuchen ^

weigert, wird der Magistrat daselbst aufgefordert, diesen Leutpriester zum Gehorsam anzuhalten, wir „

die Schirmorte selbst die völlige Collatur übernehmen und einen andern Leutpriester setzen würden,

habe der Magistrat den Frühmesscr, welcher bei Bern die Konfirmation eingeholt und dcßwegen angcss^

wurde, zu schützen. Absch. 499, 8 12. 39. 1742. Die von der Rapperschwylerconferenz sArt. 26—28s ciün'^

fcnen Artikel betreffend das Rccursrccht, die neue Eidesformel und die Werbungen werden von Zürich

Glarus ratificicrt, die beiden ersten auch von Bern, nur daß dasselbe bei Ersterm beantragt, statt „als ^

wann jemand der Burgern oder Hoflcutc mit Grund sich beklagen könnte" zu setzen: „wann aber jcmans ^

Burgern oder Hofleute u. s. w." Den die Werbungen betreffenden Artikel kann es nicht ratificicrcn, ^
derselbe der bisherigen Uebung und Freiheit der Stadt Rapperschwyl zuwiderlaufe. Zürich und Glarus

stehen sich nicht zu der beantragten Acnderung in Betreff des Recursrechtes. Der Beschluß wird mit Uet"4^
üimmung aller drei Stünde in der ursprünglichen Form dem Magistrate von Rapperschwyl Übermacht-

Beziehung auf die Werbungen wird von der zürcherischen und der glarncrischen Gesandtschaft entgegnet,

Rapperschwyl auch in frühem Zeiten keine unbeschränkte Wcrbfrciheit genossen habe, wie mehrere Verordu» N

aus dem vorigen Jahrhundert bewiesen, und daß „die Natur der Freiheit und der Rcchtsamc von Rappel .

eine solche willkührliche Werbung nicht zugebe," auch daß keine Briefe und Siegel für unbeschränkte Wer ^

heit vorhanden seien. Es wird der Wunsch nach baldmöglichster Vereinigung ausgesprochen. Bern

das Angehörte all roleieiulu»,. Absch. 499, 8 13. ^ 31. 17411. Bern kann seinen Beitritt zu obigee ^

Werbungen betreffenden Verordnung nicht erklären, da es immer noch der Ansicht ist, daß durch siestl^'^
Rechtsamen der Stadt Rapperschwyl zu nahe getreten werde; hingegen erklärt es sich zu andern den UnK

gen begegnenden AbhülfSmitteln bereit, was um so eher geschehen könne, da Rapperschwyl selbst unläibü^
aller Gebühr und Billigkeit sich anheischig gemacht habe. (Das geschah in einem Schreiben vom 24-

1743, in welchem die Stadt bittet, man möchte sie bei der althergebrachten Wcrbfrciheit belassen.) Mn» ^ ^

nigt sich nun, da Bern seinen Beitritt verweigert, unter RatificationSvorbchalt aus folgende Maßregel"'

Den Hauptlcuten auö den Schirmortcn, welche mit den erforderlichen Patenten von ihrer Obrigkeit " ^

sind, kommt zu Rapperschwyl eine ungehinderte WerbungSfrciheit zu. Denselben soll aller Vorschul' g ^

werden; ihre Werbungen gehen allcn-andern „der Gebühr und Anständigkeit nach" vor. 2) RaPpelD"'^
die Freiheit, auch Hauptlcuten aus andern eidgenössischen Orten Werbungen zu gestatten, nicht benommen,

sollen dieselben sich auf die wirklich geborenen Eidgenossen und auf die ordentlich als eidgenössische avouierte

beschränken. Von den Werbungen, um welche man sich beim Magistrate zu Rapperschwyl anmeldet,

selbe jcwcilcn den Schirmortcn Kenntniß geben. 3) Keinem Fremden darf Werbung daselbst zugelassen

4) Keine Bürger, Landlcutc oder Unlerthanen der Schirmortc dürfen daselbst geworben werden; der

hat sorgfältig darauf zu achten. Die Fehlbarcn und die Hehler sind vom Magistrate „ernst anzusehen- ^

Rccrutcn sind vor ihrem Abmarsch zu craminieren, mit ihren wahren Namen, ihrem Hcimathsort zu Han^n
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Magistrats aufzuzeichnen, damit derselbe Rccruten aus den Schirmortcn sofort wieder ledig lassen und heim¬

sen könne. Die glarnerischc Gesandtschaft bleibt bei der früher gegebenen Erklärung ihres Standes, daß

"^lich keine andern Werbungen, als für Hauptleutc auö den Schirmortcn zu Rappcrschwyl zugelassen werden

und macht wenig Hoffnung für eine andere Instruction. Absch. 508, 8 20. >! 32. I7Ä3. Rathshcrr

^ Seevogt Brentano zu Rappcrschwyl hatte sich zum Rccurs an Glarus gewendet, und dieses hatte nach

Bestimmungen der Verordnung wegen des Rccurses von <742 die Sache an Zürich berichtet, zugleich aber

weil es Gefahr im Verzug erblickte, einen Provisionalbcfehl an Rappcrschwyl erlassen, daß es in den

^ Fall betreffenden Proceduren nicht fortfahren dürfe, das alles in der Ansicht, daß es jenem Abschiede

^ zuwiderlaufe. Zürich und Bern halten dieses Verfahren für unzulässig und Unordnung herbeiführend.

^ dringt darauf, daß es bei dem ratificicrten Abschiede von 1742 verbleibe. Nach seiner Ansicht sollte

als gewöhnliches Provistonalort, in allen gemeinen Vogtcicn bcgwältiget werden, wenn es bei

'"An«, Rccursanmcldungcn nöthig sein sollte, einen Interims- oder Provisionalbcfehl an Rappcrschwyl

^ Einstellung weiterer Erccution zu erlassen mit der Pflicht, den andern Schirmorten sofort Nachricht

ZU geben. Ein solcher Provisionalbcfehl soll aber nicht länger gültig sein, als bis die Schirm-

"nhcllig oder pur .n-.jor-, disponiert haben. GlaruS hingegen glaubt, durch seine Handlungsweise den

Ihrigen Abschied keineswegs verletzt zu haben, und wendet ein, daß, wenn bloö Zürich zur Erlassung eines

^isivnalbcfchlö berechtigt sei, niemand von Rappcrschwyl oder dessen Angehörigen anderswo, als bei Zürich

Eueren werde, wodurch die in jenem Abschiede enthaltene Verfügung kraftlos würde. Es behält sich seine

chtc und Befugnisse bestcrmaßcn vor. Zürich vernimmt Berns freundcidgcnössische Defcrcnz mit Lieb und

daß es jcweilen mit solchen Provisionalbefchlcn sorgfältig verfahren und sie nicht ohne hohe Nothwen-

'^U erlassen werde. Absch. 508, 8 2t. 33». I7Ä». Nach Ablauf der üblichen sechs Jahre wird die

^igung in der 1719 festgesetzten Weise vorgenommen nur mit dem Unterschied, daß, während früher der

^irmbrief durch den Stadtschrcibcr verlesen worden war, jetzt die neue ratificiertc Eidesformel vom zürcherischen

^ativnssecrctär verlesen und von den Rüthen, der Bürgerschaft und den Hofleuten beschworen wird. Ferner

der Schloßvogt Joh. Ulrich Fuchs, wie es im lctztjährigcn - Spruchinstrumentc Art. 11 festgesetzt

^u, m Pflicht genommen. Absch. 508, 8 22.
u. Dorf Hürden,

an der Rappcrschwylcrbrückc.

(Zürich und Bern.)

Art. zzij. Z DaS Dörflcin Hürden sammt dem ausgcmarchtcn Bezirk dicßseits der Rappcrschwylcr-

so vvrmalcn Schwyz zugehört hatte, im letzten Kriege aber zu Händen von Zürich und Bern acguiricrt wor-

hat «och ,,icht gehuldigt. ) Dasselbe enthielt 7 Haushaltungen und 34 Seelen.) Zürich schlägt vor, dasselbe

°k'Vogte zu Wädcnschwyl in beider Stände Namen in Huldigung nehmen und die Justiz daselbst von

Demselben verwalten zu lassen. Bern pflichtet unter RatificationSvorbehalt bei. Absch. 48, 8 27. sDic Ra-

^-ttioi, erfolgte.) ^ 34. 1743 Den 23. August wird durch Statthalter Meyer von Zürich und Rathshcrrn

^ar,wr von Bern im Beisein des Vogtes von Wädcnschwyl die Huldigung eingenommen. Hürden zählte

6 Haushaltungen und 9 eidfähigc Individuen. Absch. 28. !l 35. 171». Die Gesandten Zürichs

^ Berns lassen die Unterthancn zu Hürden vor sich kommen (Hürden zählt jetzt 8 Haushaltungen) und

sic ^ aller Treue und zum Gehorsam an. Zum Zeichen der Jurisdiction, welche beide Stände daselbst

Wird beschlossen, einen Fahnenstock mit beider Stände Wappen daselbst zu errichten. Absch. 146, 8 5.
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ß 36. 172S. Aus Anlaß der Huldigung zu Rapperschwyl werden auch die Unterthancn von Hürde»
die Gesandten von Zürich und Bern beschiedcn und zur Treue und zum Gehorsam nachdrucksam cr>»»^
Absch. 234, 8 32. jj 37. 1728. Der Abt von Einsiedel» läßt aus Verlangen die Originaldocuim'Nü ^
Rechte und Gerichte vorlegen, welche das Kloster Einsiedel» „um das Kloster Pfcffikon" zu Hürden hat,'"'
stellt beiden Ständen eine Eopic zu. Absch. 284, 8 26. j38.j 39. 17^li. Die von Hürden, dreizehn

^werden in Rapperschwyldurch Handgclübdc in Pflicht genommen, unter ihnen einer, Namens Kaspar
dazu bestellt und ins Handgelübde genommen, daß er Aufsicht und pflichtmäßige Leidung vorfallender flrafl"

Sachen übe und andere Sachen, welche zu wissen nothwcndig, berichte. Unter Ratificationsvorbchaltwiü ^
befunden, daß demselben von sechs zu sechs Jahren alternative von einem der beiden Stände ein Ma»^ '
der StandeSfarbc gegeben werde. — Da ferner die in den sogenanntenHöfen die von Hürden nicht Z»

Ziclstättc noch zu ihren Schicßgaben zulassen wollen, so kommt man übcrcin, diesen Leuten jährlich von ^
Ständen 5 bis 6 gute Gulden zu Schicßgaben zu verabfolgen. Wegen Mangel an Instruction werde»
beiden letzten Punete ack rvkorsnckum genommen. Absch. 598, 8 23.

Atitci und Herrschest Engclbcrg.

sBern, Nidwalde» und Eugelderg: Art. 1. Lueeru, Schwyz und Obwaldcin Art. 2—

Art. 1. 1727. Das Kloster Engclbcrg verlangt wegen der Gerechtigkeit, die es am „rißendcn ^ ^
oder Risis Rollen" habe, zur Marchung daselbst auch admitticrt zu werden. Auf die Weigerung Nidwalde»^

diezuzulassen,erklärt es, um so mehr Recht auf Zulassung zu haben, da es laut des Thcilungsbricfcs von
und anderer Doeumente nicht blos in Ansehung der JuriSdictionalien angrenze, sondern dieser Enden
hohe Landeshcrrlichkeit und völlige Souveränität besitze; letztere spreche es hauptsächlichdem Orte
gegenüberan. Nidwaldcnö Gesandte läugncn, daß des Klosters Gerechtigkeit bis dahin sich erstrecke,
sonst dem Kloster auch nur die geringste Souveränität gebühre. Bern verlangt, daß sich vor allem die ^
andern Theilc vereinbaren, oder, wenn das nicht erhältlich sei, daß man ohne Consequcnz oder Nachthcü üb
eines Thciles (wofür ein Revers auszustellen sei) zu allen drei Seiten die Märchen in Augenschein »'

Nidwaldens Gesandtschaftaber erklärt, chrcr Instruction gemäß sich nicht im Geringsten mit dem Kloster ^
berg einlassen zu können und blos beauftragt zu sein, mit Bern die Märchen „vom rothcn Rollen »ü ^
an rißendcn Rollen" zu berichtigen. Es protestiertdagegen, daß des Klosters Gerechtigkeiten bis dahin ^
aber an den „Tütlisbcrg") sich erstrecken, sowie dagegen, daß demselben irgend einige Souveränität zustclsi- ^
läßt für seine Behauptung Briese von 1511, 154(1, 1646, 1699 und 1795 verlesen. — Unter.so bew»"
Umständentrennt sich die CvnfcrcnzunvcrrichtcterDinge. Die Gesandten referieren. Absch. 268.

Art. 2. 1728. Auf den Anzug von Schwyz, daß es in Folge der durch die Marchstreitigkeitcn

Ridwalden und dem Gotteshaus Engclbcrg entstandenengroßen Unruhen und Animositäten den Schirm^üü ^
Gotteshauses obgelegen sein wolle, in daö Mittel zu treten, wird gut befunden, den Gesandten Nidwaik"^^
erinnern, daß nach Intention der Schirmortc dieses Geschäft nicht:>lx>x<u'iili«moangefangen, sondern daß ß"
Jntcrposition Platz gegeben werden möchte. Zu diesem Ende möge das Gotteshaus Engclbcrg an
und Vorort Luccrn eine baldige Confcrcnzbegehren. Absch. 289, 8 4. 3. 1728. In Betreff der Streitig
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jener Märchen wird van Luccrn, Schwyz und Obwalden beschlossen, an Nidwaldcn ein Schreiben zu

in welchem zu einem gütlichen Vergleich aufgefordert und von Tätlichkeiten abgemahnt wird, ein anderes

^ftellungsschrciben an den Prälaten von Engelbcrg zu senden. Bleiben diese Schreiben erfolglos, so soll

^chwyz eine Confcrcnz nach Stans ausschreiben, weil Nidwaldcn nicht aus seinem Orte gehen wolle und „das

"^asssr dahin, wo das Feuer brenne, getragen werden müsse". 8 t. Auf daö Vorbringen LuccrnS, daß es,

kein Schirmbricf vorhanden sei, nöthig wäre, sich zu bereden, wie weil die Verpflichtung zu einem solchen

Mmc sich erstrecke, und wie derselbe künftig eingerichtet werden solle, wird davon gesprochen, wie es erinner-

>ci, daß von „unerdcnklichen" Jahren her der Stand Luccrn „bei seinem Range" um den Schirm vom

^eshause Engclberg requiriert, und wie dieser Schirm von demselben allezeit schriftlich zugesagt worden sei;

^ dic beiden andern Orte „bei ihrer Dauer einen Theil acl looum geschickt und dort präsentiert Härten, und

^ dcrjelbe seine Prästanda zu Händen des Gotteshauses nach uraltem Formular abgelegt und deßwcgcn

wenige Rccognition empfangen habe". Es wird beschlossen, nach Beilegung der obschwcbendcn Streitig¬

en wegen des Schirms und dessen Beschaffenheit des Nähern zu verhandeln. 8 2. Absch. 290.

Art. 4. 172«. 172». Die Gesandten der uninteressierten Schirmortc bcS Gotteshauses Engelbcrg, von

e Abte Maurus um erforderliche Schirmö-Assiitcnz in dem Streite mit Nidwaldcn cko wncko instrumonluncki

" ^olge des den 19. Dccember 1727 zu Stande gekommenen gütlichen Vergleiches in der Streitigkeit „auf Jochen"

^gangc», erklären, nicht sowohl als Schirmortc, denn aus Antrieb frcundcidgcnössischcr Intention den Streit

' G"te beilegen zu wollen, damit sie des richterlichen Amtes überhoben sein konnten, eröffnen vor einer

dreifachen Landrathc NidwaldcnS aufgestellten Commission (dic Audienz vor dreifachem Landrathc selbst

. ^ ihnen nicht zugestanden worden) ihre Instruction und hören dic Beschwerden NidwaldcnS, dic Gegcnbc-

H'verden des Gotteshauses und dic Replik NidwaldcnS an. Nachdem sie dic beiden Parteien durch ihre Vcrmitt-

""3 einander näher gebracht und namentlich das Gotteshaus Engclberg zu gütlichen Mitteln und zum Entgc-

^'kvnimen dic Geneigtheit ausgesprochen hatte, wird der Entwurf zu dem in Frage stehenden Instrumente

^ Januar beiden Parteien behändigt, um ihn gehörigen Orts zur Ratification vorzulegen.

'9rs Profit erhält jedoch dic Ratification nicht. Von Schwyz wird den 23. Juni 1729 ein abgeänderter

ausgefertigt, aber nur unter gewissen Bedingungen von Nidwaldcn angenommen. Endlich kommt ein

Schwyz „ach eingelangtem ConscnS beider Parteien im Namen der uninteressierten Schirmortc den 5. No-

^"'ber 1729 besiegelter Vergleich zu Stande. Derselbe enthält folgende Punctc. 1) Der am 19. Dccember

. ^ Zwischen Nidwaldcn und Engclberg zu Stande gekommene Vergleich wird in den Entwurf ausgenommen,

lautend, daß die Märchen dcS Gotteshauses Engelbcrg von dem Marchstcin im Staldcn sollen

werden dem Grat nach bis aus dic Höhe des Titliöbcrges und von bannen hinab in gerader Linie bis an

" "uf Joch sich befindende, „reißende Nolle»", und daß an dieser reißenden Nolle», im Fall daö alte Kreuz nicht

"'Gr gefunden werden sollte, zwei neue Kreuze sollen gemacht werden, davon das eine die Grenzschcidung zwischen Bern

"^»icrwalden, daö andere aber die March zwischen Nidwaldcn und dem GottcShauS Engclberg bedeuten <oll, also

^ des Gotteshauses Gerechtigkeit und Souveränität bis zunächst und unmittelbar an das Kreuz, welches zwischen

^ und Untcrwaldcn dic March ausmacht, sich erstrecken, jedoch selbigcS Gotteshaus an gemeldetem Kreuz

^niger Weise nichts" zu prätendieren haben soll, sondern daß dic March von Bern und Untcrwaldcn vom

."Ücshausc ganz befreit stehen und dic Distanz, so weit diese zwei Kreuze an „dem reißenden Rollen" von

Lander möchten geschlagen werde», in dem Instrument wohl ausgeworfen werden soll, mit fcrncrm Hinzuthun,

"b das Gotteshaus Engclberg von dem rothcn bis an den reißenden Rollen, auf Joch stehend, zu allen künftigen
16k
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Zeiten weder an angesprochener Souveränität, es sei der obern oder Niedern Gerichtsherrlichkeit,noch an a
anderm etwas prätendieren und der Marchung, so die Stände Bern und Nidwalden von dem rothen ^
an „rißenden" auf Joch sich befindendenNollen künstig vornehmen möchten, nimmermehr beiwohnen
2) Die in Händen Nidwaldens und deS Gotteshauses Engelberg befindlichen „Mappen" sollen diesem ^
gleiche gleichförmig gemacht und gegeneinanderaulhentisiert werden. 3) Der streitige Districr im Brunisn'^
soll Nidwalden wie 1710 zugehörcn, und beide Parteien sollen nach diesem Beschluß sobald als möglich ^
Märchen freundlicheinrichten. 4) In Beziehung auf den Zoll, welcher von Nidwalden aus die Maare» ^
Gotteshauses Engelberg, die aus Mehrschah erkauft sind und aus Mchrschah durchpassieren, „auf ei»
gelegt hat, sprechen die Gesandten der uninteressierten Orte verirauensvoll die Hoffnung aus, Nidwalden
im Hinblick aus die dem Gotteshausc 1715 vom zweifachen Landrathe ertradicrtc Urkunde „die anstäill'^
„Reflcrionen zu machen nicht crmangeln". 5) Für die über diesen Streit ergangenen Kosten soll das
Haus, das sich zu einer Entschädigung anerboten hatte, Nidwalden mit 1000 Gld. entschädigen, damit aber ^
allen mir diesem Streite in Verbindung stehenden Kosten diesem Stande gegenüber befreit sein. 0) Die a»^
Siegel und Briese verbleibenin Kraft, die etwa untergelaufenen Beleidigungen in Worten und Werken
todt, ab und in völlige Vergessenheit vergraben, die etwa gestörte gute Freundschaftund Nachbarschaft wi^
hergestellt sei». Da kein schriftlicher förmlicher Schirmbrief vorhanden ist, so wird, um bei künftigen Ansi^'
eine sichere Richtschnur zu haben, verabredet, sobald die gegenwärtigen Mißhclligkciten vollends beigelegt
eine anständigeForm und Manier eines SchirmbricseS abzurathcn. Absch. 291. — Anhang zu dem ^
Archiv Nidwalden liegenden Vergleichs-Jnstrumente. „Zu Müssen scpe hicmith, daß (zu
„dießes Verglichs-Jnstruments) bei Undergang der Lantmarchenim Augstmonat 4nnn. 1740 die Distanz der'
„dem Reihenden Nolle» sich befindenden zwcy Crcuhc so guct möglich abgemessen worden, und hat man bck^
„den, daß solche Crcuh, von der Mitte beider Crcutzstämmen an gemessen,drey und ein halber Vierling und
„halben Zohll von einander eingehauwen sind: Nil weniger ist bei dieser Gelägcnhcitth die in Händen e"
„Hochlobw. Gottcshauß Engelbcrg sich befindenden Original Mappa der Undcr Waldnerischcn gleich gr»"'
„und die ab Tittlißbcrg an dem Rcisscndcn Nollen hinab (Lauth obigen Verglich) bchörigc MarchungS-Ä'^
„gezogen worden."

Stein.

1727. In der zu Stockach mit dem ncllcnburgischen Obcramt veranstalteten Confercnz
Zürich, daß es als der Stadt Stein Land- und SchutzHerr den Verhandlungen blos assisluncko ot >»

venimicko beizuwohncir beabsichtige. Die am 22. Juli 1726 gemachte Provisionalvcrordnung in Betreff 9!»^
senS, welche bis dahin nicht in allen Puncten gehalten worden war, soll wiederum revidiert werden, und

dem die von Stein sich damit einverstandenerklärt hatten, daß nach den Tractaten von 1656 und 1659 ^
ErzhauS Oestrcich nebst der Appellation und hohen Instanz alle landcsfürstlichchohe Obrigkeit in

ecvI<;5iuLlicisund alle davon dem Herkommenund den Rcichssatzungcngemäß abhängendenGerechtigkeiten^
Hoheiten im Malefiz und anderer Tcrritorialbcsugniß und Präemincnticn gänzlich vorbehalten seien, ^
die einzelnen Puncte derselben behandelt. I. llnlilieu. 8 1. Das ncllenburgischc Oberamt beschwert sich-
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die von Ramsen die Protection oder Hoheit Zürichs gesucht und den Rccurs in poliiic is und vcolegisstieis

""^Zürich zu nehmen trachten; t>) daß das zürcherische Wappen und die 8,-iI vs xuartli!» an dem WirthShauö

selbst angemalt sei. Auf die Erklärung Zürichs, daß es nie einige Jurisdiction in Ramsen gesucht, und

^ es vic S.ilv-, xiüu-cli.n bloS auö Freundschaft für die von Ramsen im vorigen französischen Kriege habe

gieren lassen, giebt sich daö Obcramt zufrieden, k 2. Stein versieht sich zn dem Oberamte, daß es über

^'en nicdcrgerichtlichcn Fall Urthcil spreche, ohne daß ein Urthcilschein dcS Obervogtcs vorgewiesen werde,

behauptet ferner, daß die ihm zustehende mindere Gerichtsbarkeit in den Hofen Ober- und Unterwald ihm

^ als Pfandinhabcr von Ramsen, sondern ju>o proprio schon früher gehört habe, erkennt aber die

^llatioir und andere vll'ootus jurmlliclioni« loriitmiulis des Obcramts in Kraft landesfürstlicher Hoheit an.

Stein erklärt, daß jedes Jahr eine neue Wahl der Richter und Vorgesetzten stattfinde; dabei läßt man

^ verbleiben. <j .12. Stein will den Stabhaltcr ehrlich entlasten; jedoch hat es einen tauglichen Mann aus

^ Dorf Ramsen zu erwählen. 8 13. Zürich trägt darauf an, daß es der Bürgermeister halber bei dem
Schluß der Confercnz von 1694 seine Bewenden haben soll, nach welchem einer katholisch und zwei

Armiert sein sollen. Das nellenburgischc Obcramt aber null zwei Bürgermeister, einen katholischen und

reformierten, und das Gericht zur Hälfte von Katholiken, zur Hälfte von Reformierten beseht. Die-

^ Punct wird, da man sich über ihn nicht vereinigen kann, ml i-okorouünm genommen. k> 16. Die Vcr-

''chrung Hintcrsäßcn wird nicht mehr gestattet. 5i 21. Beider Religionen Genossen sollen gleich-

. 'ig gehalten werden. <-> 25, 26, 27. Es wird aberkannt, daß von Strafen und Erstanzcn ZinS ge¬

ädert werde. 28. Der Obcrvogt soll das Gcmeindcbuch in Ordnung stellen. 5» 29—81. llm Uitordnungcn

der Justiz begegnen, soll der Obcrvogt zu Ramsen wenigstens alle sechs Wochen einen ordentlichen Per

'vrtag bestellen und bekannt machen und an demselben ohne Entgeld die Parteien anhören, die Protokolle führen und

^)t sprechen nach göttlichen, kaiserlichen und gemeinen Rechten ohne die ramsischcn Gewohnheiten zu verletzen.

^ ig»» auch Ertratage gegen gewöhnliche Diäten halten, erstens wenn Gefahr im Pcrzugc ist, zweitens wenn

Parteien um ein Ertravcrhör bitten, drittens wenn nur ein Thcil auf des Jmpctrantcn Kosten, darum bittet,

Ellens bei einzunehmenden Augenscheinen, Bcrgantungcn, Theilungc» und Uebergabssachen, alles ohne Partcilich-

>n,d ohne überflüssige Kosten. Katholischen Männern, welche sich mit katholischen Bürgerinnen von Ramsen ver¬

machen wollen, soll ohne erhebliche Ursache das Bürgerrecht nicht mehr verweigert werden. —Das Obcramt vcr-

.^"gh daß der Bestand des Wirthshauses, der Mühle und der andern Güter, welche bis dahin gemeiniglich Fremden

Ergeben worden sei, von der Stadt Stein vorzugsweise Vcrburgcrtcn des ramsischcn Gerichts gegeben werden soll.

Gesandte» lassen cö unter der Bedingung bewenden, daß das Reciprocum eintrete; da aber daö Obcramt

ches Reciprocum nicht in dem Vertrag von 1K59 begründet findet und die Zahl der Reformierten allzugroß

^vird dieser >Punct ml lotoranclum genommen. — Wegen des Abzugs bleibt cö bei der Observanz; in Be-

^'''"g auf den Einzug soll billige Moderation eintreten. — Das Obcramt führt Beschwerde, daß die Stadt

die zu Ramsen bewaffne und ercrcicrc, was gegen die LandcShohcitsrechtc dcS Kaisers verstoße. Die

sandten weisen nach, daß laut Kaufbriefs Ramsen der Stadt Stein mit der Mannschaft übergeben worden

"»d daß die Oeffnung von 1536 die „Rcisbarkcit" enthalte. Das Obcramt nimmt diesen Punct »cl rote-

Es verlangt ferner, daß die von Ramsen den Zoll bezahlen sollen, daß sie keine Eidgenossen,

^»beru allein der Stadt Stein Pfanduntcrthancn seien. Die Gesandten nehmen Zollbefreiung für sie

^ Zuspruch, wie sie dieselbe bis dahin genossen. Dieser Punct wird beiderseits all roloi<zu<1»m genommen. —
' Das Oberamt erklärt, daß „dem Kaiser als Erzherzog zu Oestreich und Landcsfürst zu.

166»
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„Ramsen vermöge der Tractate von 1656 und 1659 die freie Disposition in Ledoüiaütid» gebühre, und ^

„der Orten und im ganzen ramsischen Bezirk weder durch öffentliche oder geheime Zusammenkunft keine a»d^'

„als die katholische Religion ererciert werden soll: wie auch dasi dieß alles »ancle et invialnlnlitv, zu

„daß, wann einem oder anderen dieser Puncten, insonderheit die Religion betreffend, in der That nicht

„gelebt wurde, alsdann die Sache wieder in Stand fallen und gerathcn soll, wie sich selbige vor dieser Losw'^

„cntschlagung befunden, also dasi diesem nach ein zeitlicher Erzherzog zu Oestrcich, Landgras zu Ncllenb^
„nicht nur allein Landcsfürst im ramsischen Bezirk, sondern auch kpiücopns daselbst ist und mithin ihm

„religinnem die völlige Disposition gebühre". Nachdem die Abgeordneten von Stein dagegen keine Eittspt^

erhoben und die Gesandten Zürichs nur gewünscht hatten, man möchte bei de» alten Worten deS Trat'

stehen bleiben, wird zu den Spccialicn geschritten. Der herbeigerufene Pfarrer von Ramsen beschwert

1) über Mangel an Reverenz, namentlich gegen das hochwürdigste Gut— Zürich verspricht Abhülfe, das Ob^

droht mit empfindlicher Strafe; 2) über Entehrung der Feiertage —man kommt übcrein. dasi an Sonw "

Feiertagen keine knechtliche Haus- oder Feldarbeit mehr verrichtet werden dürfe; 3) daß die Reformierte» ^

jcnigen, welche zum Katholizismus übertreten, Drohungen und Hindernisse in den Weg legen, solche ^
Schweiz transportieren, Convertiten ihr Erbe Hinterhalten, katholische Kinder reformierte Gebote „anlehren" ^ ,

Geiandten geben darüber ihr Mißfallen kund, das Oberamt befiehlt dem Obcrvogt, dagegen einzusäst^'

4) dasi die Reformierte» entgegen dem Rcccß öffentliche und geheime Zusammenkünfte halten, Psalmen

den katholischen Gottesdienst mannigfach stören — der Obcrvogt wird angewiesen, dergleichen Störung^

verhüten; 5) dasi die Reformierten hindern, Kreuze und Capellen zu errichten; 6) daß sie arme Kath»^

nicht, wie sichs gebührt, unterstützt und beim Absterben begraben haben wollen — der Obervogt wird beauw

diesen beiden Ucbelständen zu steuern; 7) dasi reformierte Pfarrer ramsischc Kranke besuchen — die Ges»>^

bitten sich eint und anderes nklidum lün-itntis aus; da aber dieses Ansuchen dem Rccesse zuwider ist, ft ^
der Entschluß darüber nicht dem Oberamtc zu; 8) Daß die Gemeinde keinen Beitrag an die Reparatur

Kirchhofmaucr, daS Geläute und den Mcsimer geben wolle — die Gesandten wollen für einen solchen

9) daß das „hohe Glait" mit Durchführung der Tobten aus dem ramsischen Nicdcrgcricht und nellenbursfll

hoher Obrigkeit nach Stein verletzt werde; l<)> daß dem Pfarrer der Klcinzehnten unrichtig geliefert, der ^ ^
zehnten verweigert werde — die Gesandten läugncn die Verpflichtung zum Blutzchntcn; der Pfarrer beruft siä)

sein uraltes Urbar und bittet um Justiz. Man vereinigt sich dahin, daß mit dem Pfarrer für seine Perl»" ^

Auskaus des Kleinzchntens nach Maßgabe des Ertrags von 1727 bis 1728 getroffen werden soll, widrige»!'^
ein jeder Theil sein Recht vor dem Richter zu suchen habe. Der Pfarrer verlangt für den Klcinzehnten

15l> Gld. 11) Man kommt überein, daß dem Pfarrer, wie jedem Bürger, eine jährliche Holzgabe vera»! ^

werden soll. 12) Der Pfarrer spricht die Bcfugniß an, reformierte Kinder, wenn Gefahr im Verzug ist' ^

taufen. Die Gesandten geben das nicht zu, da es dem Rcscriptc von 1659 entgegen laufe. Das

will diesen Punct an den Kaiser referieren; unterdessen können solche Kinder zu Stein getauft wcr^

13) Das Begehren des Pfarrers der reformierten Kopulationen halber und des OberamtS, welches die

monialia anspricht, wird von den Gesandten für unstatthaft erklärt. Das Oberamt referiert darüber an a

höchsten Ort; unterdessen soll die Sache in «tat» g»<> bleiben. Die ganze Verhandlung wird beiderseits lft'>

Orts zu referieren übernommen. Absch. 267.
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